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1. Das Gericht im sozialistischen Staat
1. Das Gericht im  System der Staatsorgane
Das Gericht ist in jedem Gesellschaftssystem ein Teil der die Achse 
der politischen In stitu te  der Gesellschaft bildenden Staatsorganisation, 
ein Elem ent des Staatsm echanism us.
Im  System der Organe des sozialistischen Staates — auch in der 
Ungarischen Volksrepublik — nehmen die Gerichte eine besondere S tel­
lung ein. Diese besondere Stellung der Gerichte und ihre Absonderung 
innerhalb der S taa tsstruk tu r entspringt aus den Besonderheiten der Auf­
gaben, der Organisation und der A rbeitsm ethoden des sozialistischen 
Gerichtes. Die Verfassungen der sozialistischen S taaten  geben diesen — 
in ihrer G esam theit nur für die Gerichte kennzeichnenden-Zügen dadurch 
auch äußerlich einen Ausdruck, daß sie die au f die Gerichte bezüglichen 
grundlegenden Bestimmungen in ein besonderes K apitel aufnehmen. 
Eine solche Lösung kennzeichnet die Verfassung säm tlicher soziali­
stischen Länder. K apitel V der Verfassung der Ungarischen Volksrepu­
blik fü h rt den Titel ,,Die G erichtsorganisation” und faß t in 6 Paragraphen 
(§§. 45 — 50) die wichtigsten Sätze zusammen.
Im  sozialistischen S taa t ist das Gericht ein hochbedeutendes Organ 
der einheitlichen Staatsgewalt, der Verwirkliche!’ der Rechtspflegefunktion 
des Staates. Das ist das Wesen jener besonderen Rolle, die das Gericht 
im sozialistischen S taa t spielt: das Gericht üb t die Rechtspflege aus. In  
der Ungarischen Volksrepublik vollführen die Gerichte diese T ätigkeitim  
Namen des die M acht des ganzen werktätigen Volkes vertretenden S taa ­
tes (das ist der Grund — und nicht eine Bestrebung nach Feierlichkeit — 
daß die Gerichte ihre Urteile „Im  Namen der Volksrepublik” verkün­
den).
„Die Ausübung der R echtspflege” bedeutet in kurzer Zusammenfas­
sung, daß das sozialistische Gericht in einer Verhandlung die vor das 
Gericht gehörenden Zivil-, Familien-, W irtschafts-, Straf- usw. Sachen 
untersucht und entscheidet und — wenn erforderlich — auch die Voll­
streckung seiner Beschlüsse sichert.
Diese Tätigkeit ist stark  abweichend von der T ätigkeit anderer 
Staatsorgane. Das Wesen dieser Abweichung besteht darin, daß das
G ericht die Sachen in einem öffentlichen Verfahren verhandelt; im Ver­
fahren nehmen die Parteien (Kläger, Beklagter, Ankläger, Angeklagter 
usw.) aktiv teil, für welche das Gesetz säm tliche Rechte, die zum Schutz 
ihrer Interessen erforderlich sind, sichert; als Ergebnis des Gerichtsver­
fahrens kom m t ein rechtskräftiges Urteil zustande, dessen Verfügungen 
fü r die interessierten Personen und Staatsorgane verpflichtend sind: 
das Gericht entscheidet die Sachen im spezifischen Organisationsrahmen 
und m it demokratischen Garantien des Verfahrens — meistens kollektiv, 
in Gerichtskam m ern m it Teilnahme von Volksschöffen — und ist bei 
dieser Tätigkeit von jedem anderen Organ unabhängig.
Die im Staatsm echanism us gespielte Rolle des Gerichtes g ibt die 
Erklärung dafür, daß die Beschlüsse oft Verfügungen enthalten, die von 
anderen Staatsorganen vollstreckt werden müssen (z. B. unm ittelbarer 
Abzug des K indesunterhaltes vom Gehalt des E ltern, Vollstreckung der 
rechtskräftig  verhängten Freiheitsstrafe, Anwendung der Rechtsfolgen 
eines rechtskräftigen U rteils m it Verbot der Teilnahme an öffentlichen 
Angelegenheiten usw.).
Dabei w irkt das Gericht — stets un ter W ahrung seiner U nabhängig­
keit und un ter A bstandnahm e eines unbefugten Eingriffes in die Kom­
petenz anderer Staatsorgane — entsprechend (in gesetzlich geregelten 
Formen) auch mit anderen Staatsorganen (z. B. m it den R äten,der S taa ts­
anw altschaft, der Polizei usw.) zusammen.
Das Gericht des sozialistischen S taates v e rtr it t  in der gesellschaft­
lich-historischen Entwicklung einen höheren T yp  im Vergleich m it den 
Gerichten der früheren S taaten . Das sozialistische Gericht schützt die 
Staatsgew alt der Werktätigen, die Interessen des Volkes, trä g t zur Ver­
vollkommnung der Menschenrechte bei, ist aufgrund wahrer dem okrati­
scher Grundsätze organisiert und fördert die Entw icklung der die höchste 
Rechtsgleichheit verwirklichenden sozialistischen Gesellschaft.
Eine Aufgabe der in den sozialistischen Ländern durchgeführten 
gesellschaftlichen Revolutionen war eben, daß anstelle des vom Volk 
entfrem deten Gerichtes der früheren Systeme Gerichte ganz neuen Typs 
errich tet werden. Die sozialistische Oktoberrevolution vom Jah re  1917 
in Rußland h a t dieses Program m  durch sofortige Liquidierung der alten 
zaristischen Gerichte durchgeführt; die bekannten W orte Lenins heben 
das V esen dieses Prozesses hervor: „W ir müssen selbst urteilen. Säm t­
liche Staatsbürger müssen in der G erichtsbarkeit und  in der Regierung 
des Landes teilnehm en.”1 Im  Grunde genommen wollte das auch die 
Ungarische R äterepublik  während der 133 Tage der sozialistischen Revo­
lution von 1919 verwirklichen. In  den nach dem II . W eltkrieg zustande 
gekommenen sozialistischen S taaten  wurde die Ausgestaltung der Ge­
richte neuen Typs allmählich durchgeführt.
2. Aufgaben der Rechtspflege
Die Aufgaben der sozialistischen ungarischen G erichtsbarkeit wur­
den gesetzlich in der Verfassung [§. 5U A bs.(l)] und im Gesetz IV vom 
Jah re  1972 über die Gerichte (§. 2) festgelegt. Gemäß dem T ext des
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Gesetzes über die Gerichte, der auch die Bestimmungen der Verfassung 
um faßt, aber etwas eingehender ist, h a t das Gericht bei der Ausübung 
der Rechtspflege folgende Aufgaben:
— es schü tzt und sichert die staatliche, gesellschaftliche und  w irt­
schaftliche Ordnung der Ungarischen Volksrepublik, sowie die Rechte 
und die gesetzlichen Interessen der staatlichen, gesellschaftlichen und 
w irtschaftlichen Organe (Organisationen) es bestraft die Vorüber eines 
Deliktes;
— es erzieht die S taatsbürger zur Achtung der Gesetze, zur S taa ts ­
bürgerdisziplin und zur E inhaltung der Regeln des Gemeinschaftslebens;
— es bringt die Erfordernisse der sozialistischen Gesetzlichkeit zur 
Geltung;
— es fördert die Beseitigung jener Ursachen und  U m stände, die 
gemäß den Angaben des Verfahrens die Verübung der Rechtsverletzun­
gen ermöglichen.
Das Wesen des Inhalts  der Rechtspflegeaufgaben kann kurz so ver­
allgemeinert werden, daß unsere Gerichte im Laufe des Schutzes und des 
Geltendmachens der sozialistischen Gesetzlichkeit die sozialistische Gerech­
tigkeit verwirklichen und dadurch eine erzieherische Wirkling au f die W erk­
tätigen  ausüben.
Im  Laufe der Ausübung der Rechtspflege und der Lösung der 
Aufgaben kommen zahlreiche verschiedene Sachen vor das Gericht. 
Vom Gesichtspunkt der S taatsbürger und der juristischen Personen (U n­
ternehm en, Genossenschaften, gesellschaftliche Organe usw.) h a t jene 
Frage eine sehr große Bedeutung, welche Streitsachen zwecks B eurtei­
lung zum Gericht kommen können, das im Laufe eines m it den stärksten  
G arantien umgebenen Verfahrens darüber entscheidet. Dieser letztere 
U m stand bestim m t die W ichtigkeit der Frage des sog. Gerichtsweges.
Zum Gerichtsweg gehören in Ungarn die Strafsachen, die Z ivil­
sachen, die Fam ilienrechtsstreite, die A rbeitsrechtsstreite, die R echts­
streite  im Zusamm enhang m it dem M itgliedsverhältnis der Genossen­
schaften, die R echtsstreite der w irtschaftenden Organisationen u n te r­
einander (die sog. W irtschaftsprozesse) und noch zahlreiche andere 
Sachen.
Vom Gesichtspunkt des Verfahrens erfolgt die Beurteilung aller 
dieser Sachen in zwei Hauptform en: die Strafsachen in dem Strafverfahren 
alle übrigen in dem Zivilverfahren. Diese zwei Verfahren sind so die bei­
den Hauptwege der sozialistischen Gerichtsbarkeit. Die grundlegenden 
Regeln beider Verfahren sind in zwei verschiedenen Gesetzen enthalten: 
im Gesetz I  vom .Jahre 1973. über das Strafverfahren, bzw. im  Gesetz 
I I I  vom Jah re  1952. über die Zivilprozeßordnung.
Infolge der Aufgabe der Rechtspflege zwecks Geltendm achens der 
sozialistischen Gesetzlichkeit muß das Gericht bei der Entscheidung der 
vor ihm verhandelten Straf- und Zivilsachen die entsprechenden m ateri­
ell-rechtlichen (straf-, zivil-, familien-, arbeitsrechtlichen usw.) Regeln 
restlos anwenden und die gesetzlichen Bestimmungen bezüglich der
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Gerichtsorganisation und des Verfahrens streng einhalten. Die Verwirk­
lichung der sozialistischen Gesetzlichkeit bedeutet also die Verwirkli­
chung der sozialistischen Rechtsordnung im Laufe der Gerichtsbarkeit.
„Eine N ation -  sagte Lajos Kossuth — , die sich selbst Gesetze 
schafft, aber denen kein Gehorsam leistet, is t dam it so, als ob sie m it 
selbstmörderischen H änden eine bittere Satire über sich geschrieben 
hätte . Die M ißachtung des Gesetzes ist einer Büchse der Pandora ähn­
lich, aus der eine unzählige Schar des Schlechten h e rv o rs trö m t.. .”2 
Das gillt doppelt für die Gesetze des sozialistischen Staates, die den 
Willen der Staatsgew alt des gesam ten w erktätigen Volkes ausdrücken.
Das Gericht muß seine Aufgabe bezüglich der Verwirklichung der 
Gesetzlichkeit nicht nur in seiner eigenen T ätigkeit vor Augen halten, 
sondern es muß auch davon sorgen, daß die im Verfahren teilnehmenden 
Personen ein Verhalten aufweisen, das den Rechtsregeln entspricht. 
Die letzteren spielen aber n icht nur eine passive Rolle bei der Sicherung 
der Gesetzlichkeit, sondern sie sind verpflichtet — entsprechend ihrer 
Stellung im Verfahren (z. B. als Kläger, Beklagter, Staatsanw alt, Ver­
teidiger, usw.) — auch ak tiv  bei der Durchführung dieser Aufgabe 
mitzuwirken. Daraus ergeben sich die au f das Zusammenwirken zwischen 
dem Gericht und den anderen Teilnehmern hinweisenden Züge der 
Gerichtsbarkeit.
Das ganze System des Gerichtsverfahrens d ient der Verwirkli­
chung der sozialistischen Gesetzlichkeit. In  der Reihe der Verfahrens­
garantien h a t die Rechtsm ittelberechtigung, die Gesetzlichkeitsverwah­
rung, sowie die Vollstreckung der Entscheidung eine prim äre Bedeutung. 
Aus der Reihe der organisatorischen und persönlichen Garantien ist die 
Rolle der S taatsanw altschaft sowie die der Rechtsanw älte und .Justi­
tiare  hervorzuheben.
M it der Aufgabe des Geltendmachens der sozialistischen Gesetz­
lichkeit ist die Aufgabe der Verwirklichung der sozialistischen Gerechtig­
keit organisch verbunden. Die sozialistische Gerechtigkeit kann nur auf 
dem Boden der Gesetzlichkeit verw irklicht werden.
Jede Gesellschaftsordnung h a t eine verschiedene Vorstellung über 
die Gerechtigkeit. Es g ibt keine „ewige Gerechtigkeit”. Die Gerechtig­
keit ist „im m er nur ein ideologisierter, idealisierter Ausdruck der be­
stehenden W irtschafteverhältnisse” .3
Einer der wichtigsten bestim m enden Faktoren der Gerechtigkeit 
— als einer eine Bewertung ausdrückenden geschichtlichen Kategorie — 
ist immer das Rechtsbewußtsein der herrschenden Klasse. Der Inhalt 
der sozialistischen Gerechtigkeit gründet sich au f der neuen Auffassung 
über die Rolle und Bedeutung der Arbeit, au f der Anschauung der W erk­
tätigen über die Gerechtigkeit. Diese Gerechtigkeitsvorstellung geht aus 
dem auch in der Verfassung festgelegten Grundsatz des Sozialismus 
(„Jeder nach seiner Fähigkeit, jedem nach seiner A rbeit” — [§. 14 Abs. 
(4)] aus.
Die sozialistische Gerechtigkeit wird dann in der G erichtsbarkeit 
verwirklicht, wenn das Gericht neben der Aufklärung des tatsächlichen
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Sachverhaltes der Sache die Rechtsnorm en anw endet und aufgrund seiner 
inneren Überzeugung ein m it dem sozialistischen Rechtsbew ußtsein 
der W erktätigen übereinstimm endes, überzeugend wirkendes U rteil 
fällt.
Das sozialistische Gericht beschränkt sich nicht auf die Anwendung 
des staatlichen Zwanges, sondern es schreibt eine große Bedeutung auch 
der Erfüllung der Aufgabe der Erziehung zu. Im  M ittelpunkt dieser T ätig ­
keit des Gerichtes s teh t die Erziehung zur Achtung und freiwilligen Be­
folgung der Gesetze, zur Vorbeugung der Rechtsverletzungen, zur S taa ts­
bürgerdisziplin und zum Verantwortungsgefühl, zur E inhaltung der 
Regeln des Gemeinschaftslebens. Die erzieherische Aufgabe der Ge­
richtsbarkeit ist grundlegend durch die Erfordernisse der soziali­
stischen Moral m otiviert.
Die W irksamkeit der erzieherischen A rbeit ist in erster Linie durch 
die Arbeitsmethoden und durch den inhaltlichen W ert der U rteile be­
stim m t. Das Gericht kann eine erzieherische W irkung nur dann erreichen, 
wenn es das Wesen der Sache, die Ursachen der Rechtsverletzung tief­
gehend aufdeckt, und in der Gesellschaft die Überzeugung erweckt, daß 
seine Entscheidung gerecht, richtig und gesetzlich ist.
3. Hauptlinie der Entwicklung der ungarischen Gerichtsorganisation
Im  Laufe der dem okratischen und sozialistischen U m gestaltung 
nach dem II . W eltkrieg erfolgten revolutionäre Änderungen auch in der 
ungarischen Gerichtsorganisation; es kamen In stitu te  zustande, die auf 
einen neuen K lasseninhalt begründet sind und neue Organisations- und 
Funktionsgrundsätze zum Ausdruck bringen. Der Entwicklungsprozeß 
unserer Gerichtsorganisation ist ein Prozeß der im m er tiefergreifenderen 
Demokratisier и ng.
Dieser Prozeß setzte am Anfang des Jahres 1945 m it der E inführung 
der politischen Volksgerichte (Verordnung 81/1945 M. E.) ein und wurde 
auf eine breitere Grundlage m it der Errichtung der Arbeitsgerichte im 
Jah re  1947 (Ges. X X III. von 1947) gestellt. Nach dem Jah re  der „W end­
ung” 1948 setze sich dieser Prozeß m it der Einführung des Systems der 
Volksschöffen auf dem ganzen Gebiet der Strafgerichtsbarkeit (Ges. XI. 
vom Jah re  1949) fort und hat sich durch die Festlegung der G rundsätze 
der neuen Gerichtsorganisation in der Verfassung (Ges. XX. vom Jah re  
1949) vollendet. Inzwischen wurden auch formell die Reste der halb­
feudalen — bürgerlichen ungarischen Gerichtsorganisation liquidiert (Ober­
hofmarschallgericht, Verwaltungsgericht, K onfliktgerichtshof usw.).
Das erste ungarische Gesetz über die einheitliche Gerichtsverfassung 
vom Jah re  1954 entwickelte das bisher ausgebildete System der G erichts­
organisation und den sozialistischen Dem okratism us weiter. Anstelle 
dieses Gerichtsverfassungsgesetzes t ra t  das schon erw ähnte Ges. IV. 
vom Jah re  1972, welches die in den vorangehenden Jahrzehnten  gesam ­
melten Erfahrungen über die Gerichtsorganisation verw ertete und zug­
le ich—auch im Einklang m it den Erfordernissen der W irtschaftsent­
wicklung — die E inheit unserer G erichtsbarkeit vervollkommnete.
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II. Verfassungsgrundsätze der ungarischen Rechtspflege
1. Das Wesen der Grundsätze
Die ganze Organisation der ungarischen Rechtspflege ist vom Geiste 
des sozialistischen Demokratismus durchdrungen. Dessen Grundlage ist 
die Tatsache, daß die Ungarische Volksrepublik ein sozialistischer S taa t 
ist, in welchem jede Gewalt dem w erktätigen Volk zukom m t (Verf. §. 2). 
Das Wesen des sozialistischen Dem okratism us unserer Rechtspflege zeigt 
sich darin, daß das Gericht ein Organ des Volkes, ein In s titu t der Volks­
m acht ist, in dessen Arbeit die W erktätigen durch ihre gewählten Ver­
tre ter, durch die Berufsrichter und  die Volksschöffen teilnehmen. Der 
sozialistische Dem okratism us unserer Rechtspflege wurzelt im Demo­
kratism us unseres Staates, in der engen Verbindung m it dem Volke, in 
der Verschmelzung m it ihm.
Der sozialistische Dem okratism us der Rechtspflege kom m t vor allem 
in den Grundsätzen der ungarischen Rechtspflege zum Ausdruck. Diese 
G rundsätze bestimmen den Organisationsaufbau unserer Gerichte, wei­
sen dem ganzen Gang des Gerichtsverfahrens die R ichtung und liefern 
jene Züge, wodurch der sozialistische C harakter und ideeller Inhalt u n ­
serer Rechtspflege hervorgehoben wird.4
Ein bedeutender Teil der Grundsätze der Rechtspflege ist eine P ro ­
jektion der verfassungsmäßig gesicherten demokratischen Freiheitsrechte 
au f die Gerichtsbarkeit. Dem Verfassungssatz der Gleichheit vor dem 
Gesetz entspricht z. B. in der G erichtsbarkeit der Grundsatz der E inheit 
der Rechtspflege. Die nationale Gleichberechtigung, als demokratisches 
Freiheitsrecht, verkörpert sich in der Rechtspflege im Grundsatz der 
Sicherung des Gebrauchs der M uttersprache, bzw. der Rechtspflege in 
der Nationalsprache.
Einzelne Grundsätze der sozialistischen Rechtspflege stam m en aus 
jenen bürgerlieh-dem okratischen Freiheitsrechten, welche durch das 
kapitalistische System zu rZ eit des Im perialism us im m er mehr en tk räfte t 
werden, und fü r deren Geltendmachen heute eben die W erktätigen auf 
der ganzen Welt kämpfen. In  der Rechtspflege der sozialistischen Staaten 
erhalten aber auch diese Grundsätze (z. B. der G rundsatz der rich ter­
lichen Unabhängigkeit, das R echt der Verteidigung) einen neuen, eben 
au f den sozialistischen Dem okratism us beruhenden Inhalt.
Neben den au f die bürgerlich-dem okratischen Freiheitsrechte zurück­
greifenden Rechtspflegegrundsätzen führten die sozialistischen Länder 
auch solche Rechtspflegegrundsätze ein, die in der Gerichtsbarkeit des 
K apitalism us im allgemeinen nicht angewendet werden. Diese sind die 
neuen, in der sozialistischen G erichtsbarkeit ausgebildeten und entwik- 
kelten Grundsätze der Rechtspflege (z. B. E inheit der Rechtspflege, 
G rundsatz der Volksteilnahme, W ahl der R ichter m it der B erichter­
sta ttungspflich t und der Institu tionierung der Rückberufungsmöglich- 
keit).
142 L. NISVA!
2. Ausschließlichkeit der Rechtspflege durch die. Gericide
„In  der Ungarischen Volksrepublik ist die Rechtspflege die Aufgabe 
der G erichte.” Diese lapidare Feststellung des Gesetzes über die Gerichte, 
§. 1, b ring t den G rundsatz zum Ausdruck, daß in den sozialistischen 
S taaten  den Gerichten ein ausschließliches R ech t zur Ausübung der 
Rechtspflege zukom m t und die rechtsstreitentscheidende T ätigkeit 
anderer staatlicher (oder gesellschaftlicher) Organe (Verwaltungsorgane, 
verschiedene Schiedsgerichte, gesellschaftliche Gerichte) nicht als Rechts­
pflege im engen Sinn be trach te t werden kann. Das is t ein sehr wesent­
licher G rundsatz. Aus der Sicht der S taatsbürger und der sozialistischen 
Organisationen ha t jener U m stand eine garantielle Bedeutung, daß ihre 
Streitsachen durch ein au f eine höchstdem okratische Weise organisiertes 
Gerichtsverfahren entschieden werden.
Wenn wir auf die Entwicklung unserer Rechtspflege zurückblicken, 
fällt uns in die Augen, daß das Geltendmachen dieses Grundsatzes in 
seinem Um fang Änderungen aufweist: im großen und ganzen wird er 
immer vollkommener, aber es gab Perioden des Rückfalls (der Einengung). 
Die Betonung liegt daran, daß in Sachen, die die grundlegenden 
Rechte und Pflichten der S taatsbürger berühren, der Gerichtsweg jeden­
falls offen steht: entw eder in der Form, daß in der Sache von vornhinein 
das Gericht verfährt, oder au f die Weise, daß ein Beschluß eines außer­
gerichtlichen Organs zwecks Überprüfung vor das Gericht gebracht 
werden kann.
Die ungarische Gesetzgebung der letzten Jah re  befriedigt imm er 
m ehr dieses Erfordernis. Insbesondere war die 1972 verw irklichte 
Reform der G erichtsbarkeit bezüglich der Stärkung dieser Tendenz von 
großer Bedeutung, die durch Schaffung der neuen Gesetze über die 
Gerichte und Staatsanw altschaft, sowie durch die W eiterentwicklung 
der das Gerichtsverfahren regelnden Prozeßordnungen den Gerichtsweg 
wesentlich erw eitert hat.
3. Einheit der Rechtspflege
Unsere Verfassung besagt, daß „die S taatsbürger der Ungarischen 
Volksrepublik vor dem Gesetz gleich sind und gleiche Rechte genießen” 
[§. 61 Abs. (1)]. Aus diesem Verfassungssatz der Gleichheit vor dem Gesetz 
folgt, daß in den sozialistischen Staaten die Rechtspflege sowohl hin­
sichtlich ihres Klassencharakters, wie auch ihrer Organisation einheit­
lich ist.
Der Grundsatz der E inheit der Rechtspflege ha t einen doppelten 
Inhalt: es kommen darin dieSätze des einheitlichen Gerichtes und  des ein­
heitlichen Rechtes zum Ausdruck.
Infolge des Satzes des einheitlichen Gerichtes g ib t es im  sozialistischen 
Ungarn weder Gerichte m it privilegisiertem Charakter (Privilegien bie­
tende), noch solche, die auf nachteiliger U nterscheidung beruhen (m it 
D iskrim inationscharakter). Die E inheitlichkeit unserer G erichtsorganisa­
tion wird im Gesetz über die Gerichte auf die Weise festgelegt, daß „in
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der Sache eines jeden Staatsbürgers dieselben Gerichte verfahren, ohne 
H insicht auf die gesellschaftliche Stellung, oder auf die N ationa litä t” [§. 
G Abs. (2)].
Der Satz des einheitlichen Rechtes bedeutet, daß in der ungarischen 
Rechtspflege die Regeln des einheitlichen sozialistischen Rechtssystems 
zur Geltung kommen. W ir haben die Erfordernisse des sozialistischen 
Dem okratism us auch au f dem Gebiet der Gesetzgebung befriedigt und 
wir haben säm tliche Rechtsnorm en des früheren halbfeudal-kapitali­
stischen Systems beseitigt, welche den Staatsbürgern aufgrund einer 
Unterscheidung nach Geschlecht, Religion, N ationalitä t oder Vermögen, 
einzelnen Vorteile sicherten, andere dagegen nachteilig behandelten. Aus 
der Sicht der Rechtsanw endung drückt das Gesetz über die Gerichte 
das au f die Weise aus, daß „in der Ungarischen Volksrepublik die Ge­
setze und andere R echtsnorm en für säm tliche Gerichte verpflichtend 
sind” [§. 6 Abs. (1)].
Die E inheitlichkeit unserer sozialistischen Rechtspflege kom m t in 
höchstem Grade durch das Oberste Gericht zum Ausdruck, das einerseits 
durch seinen Aufbau die Organisationseinheil dem onstriert (durch das 
System der Kollegien, das die zum Gerichtsweg gehörenden sämtlichen 
Sachen um faßt), andererseits durch seine T ätigkeit die E inheit der 
Rechtsanwendung sichert (durch die über die U rteilstä tigkeit der Gerichte 
ausgeübte prinzipielle Leitung).
4. Die Kollegialgerichtsbarkeit
In  den sozialistischen S taaten  legen die Verfassungen und die Ge­
setze über die Gerichte prinzipiell jene Regel fest, daß die Urteilsfällung 
in einer Kam m er erfolgt und  nur ausnahmsweise — in den in den Ver­
fahrensgesetzen bestim m ten Sachen — kann ein Einzelrichter verfahren.
Die in erster Instanz verfahrende Gerichtskam mer besteht in Ungarn 
im  allgemeinen aus drei Mitgliedern: aus einem Berufsrichter und  zwei 
Volkschöffen. Der Vorsitzende der K am m er ist der Berufsrichter.
In  Zivilsachen (die gemäß den Regeln der Zivilprozeßordnung zu 
beurteilenden familien-, arbeite-, verwaltungs-, genossenschaftsrecht­
lichen usw. Prozesse inbegriffen) besteht die K am m er I. Instanz imm er 
aus drei Mitgliedern. In  Strafsachen u rte ilt in den im Ges. I. vom Jahre  
1973 über das Strafverfahren bestim m ten Fällen — also ausnahmsweise 
— das K om itatsgericht, bzw. das M ilitärgericht in einer K am m er aus 
fünf Mitgliedern (zwei Berufsrichtern und drei Volksschöffen).
Das Verfahren II . Instanz wird sowohl in Zivil-, wie auch in S traf­
sachen ohne Ausnahme vor K am m ern aus drei M itgliedern (ausschließ­
lich aus Berufsrichtern) durchgeführt.
Neben dem System der Kollegialgerichte kom m t ausnahmsweise — 
zwar hinsichtlich der Zahl der Prozesse in ziemlich vielen Sachen — auch 
die Einzelgerichtsbarkeit zur Geltung. Auf dem Gebiet der Zivilgerichts­
barkeit ist das im allgemeinen dann der Fall, wenn das Gericht in einer 
Sache verhandeln muß, in der grundlegend Rechtsfragen oder nur Ver­
rechnungen (z. B. Vertragsstreite, Schadenersatzsachen) zu beurteilen
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sind, bzw. zur Feststellung eines einfachen Sachverhalts keine größere 
Beweisführung erforderlich ist (z. B. K indesunterhaltsprozesse). In  der 
Strafgerichtsbarkeit verfährt im allgemeinen dann ein Einzelrichter, wenn 
weder garantielle Gesichtspunkte, noch das Geltendm achen des Dem o­
kratism us die Kollegialgerichtsbarkeit erfordern, weil einfacher zu beur­
teilende Sachen (z. B. Vergehen) oder m inder bedeutende Fragen zu 
entscheiden sind.
5. Die Volksteilnahme
Der G rundsatz der Kollegialgerichtsbarkeit beantw ortet die Frage 
der Personenzahl des verfahrenden Gerichtes. Der Grundsatz der Volks­
teilnahm e bestim m t die Zusammensetzung des Gerichtes. Der G rund­
satz der K ollegialgerichtsbarkeit, den auch der bürgerliche S taa t kennt 
und anwendet, beleuchtet nu r den Rahm en der G erichtsbarkeit. Dieser 
G rundsatz erhält aber einen sozialistischen Klasseninhalt erst durch den 
G rundsatz der Volksteilnahme.
Der G rundsatz der Volksteilnahme ist eines der w ichtigsten G runder­
fordernisse der sozialistischen Rechtspflege; durch seine Institu tion ie- 
rung wurde eine der ältesten Forderungen der Arbeiterbewegung au f 
dem Gebiet des Justizwesens verwirklicht.
In  unserer G erichtsbarkeit verkörpert sich der G rundsatz der Volks­
teilnahm e praktisch im System der Volksschaffen. Neben den Volks­
schöffen ist bei den Gerichten der sozialistischen S taaten  natürlich auch 
der Berufsrichter ein V ertreter des w erktätigen Volkes. Die Volks­
schöffen bringen in der Rechtspflege das Rechtsbew ußtsein und  Gerech­
tigkeitsgefühl (die sozialistische Gerechtigkeit) des w erktätigen Volkes 
zur Geltung. Durch ihre Lebenserfahrung, durch ihre K enntnisse au f e in­
zelnen Gebieten der Volkswirtschaft erweitern sie die K enntnisse des 
Gerichtes, kräftigen seine Verbindung mit lern täglichen Leben und 
fördern den Erfolg der Rechtssprechung. Unsere Gerichte verfahren ohne 
Volksschöffen nur dann, wenn ihre M itwirkung — in den in den Ver­
fahrensgesetzen bestim m ten Fällen — infolge des Charakters der Sache 
nur formell wäre und  so dem Dem okratism us nicht dienen würde, (wie 
darau f auch die Begründung des Gesetzes über die Gerichte hinweist).
Die Volksschöffen haben bei der Urteilsfällung dieselben Rechte 
und Pflichten, wie die Berufsrichter, aber als Vorsitzender der K am m er 
(und natürlich auch als Einzelrichter) kann nur der Berufsrichter ver­
fahren. Der Volksschöffe nim m t in  der Beurteilung der zum Kollegial­
gericht gehörenden Sachen in I. Instanz teil.
6. Die Ilichterwahl
„In  der Ungarischen Volksrepublik werden die R ichteräm ter durch 
Wahl bekleidet.” Dieser Satz der Verfassung besagt eines der wichtigsten 
dem okratischen Grundprinzipien der sozialistischen Rechtspflege: so­
wohl die Berufsrichter, wie auch die Volksschöffen erhalten ih r A m t 
durch W ahl.
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Dieser G rundsatz war schon im T ext der Verfassung von 1949 e n t­
halten, aber er wurde erst bei der Verfassungsmodifikation von 1972 
und dem neuen Gesetz über die Gerichte verwirklicht.
Die Bedingungen der Wahl zum Berufsrichter sind: die Straflosig­
keit, die Unbedenklichkeit, die ungarische S taatsbürgerschaft, aktives 
W ahlrecht, vollendetes 24. Lebensjahr, juristische U niversitätsbildung 
und die Ablegung der juristischen Fachprüfung. Die beiden letzteren 
Bedingungen sind zur Wahl zum Volksschöffen nicht erforderlich.
Die Berufsrichter werden vom Präsid ialrat der Volksrepublik für 
unbestim m te Zeit gewählt. Das Recht der K andidierung kom mt dem 
Justizm inister zu -  zur Wahl des Richters des Obersten Gerichtes aber 
nur m it dem Präsidenten des Obersten Gerichtes gemeinsam. Der Präsi­
den t des Obersten Gerichtes selbst w ird vom Parlam ent für fünf Jahre , 
die stellvertretenden Präsidenten vom P räsid ialrat für unbestim m te 
Zeit gewählt.
Die Volksschöffen werden vom  zuständigen R a t für eine Zeitdauer 
von fünf Jah ren  gewählt (m it Ausnahme der Volksschöffen des Obersten 
Gerichtes, die vom Präsid ialrat der Volksrepublik ebenfalls für fünf 
Jah re  gewählt werden).
Dem G rundsatz der Richterw ahl, der auch in einigen kapitalis­
tischen Staaten  bekannt ist, verleiht die Berichterstattungspflicht der 
R ichter (an das Parlam ent, bzw. an den entsprechenden R at oder Exe­
kutivkom itee), sowie die M öglichkeit der Rückberufung der Beru fsr ich ter 
und  Volksschöffen seitens des wählenden Organs (z. B. im Falle einer 
schuldhaften Pflichtverletzung, eines zum R ichteram t unwürdigen Ver­
haltens) einen entschieden sozialistischen Inhalt.
7. Die richterliche Unabhängigkeit
In  der l ngarischen \  olksrepublik sind die R ichter unabhängig und 
nur den Gesetzen und anderen Rechtsnorm en untergeordnet.
Der G rundsatz der richterlichen Unabhängigkeit bedeutet, daß die 
Berufsrichter und die Volksschöffen während des Gerichtsverfahrens 
und bei der gerichtlichen Beschlußfassung von jedem äußeren Einfluß 
frei sind und ihnen niemand, kein staatliches oder anderes Organ, keine 
am tliche oder Privatperson bezüglich der Entscheidung einer konkreten 
Straf- oder Zivilsache irgendeine W eisung geben kann.
Die Berufsrichter und Volksschöffen sind durch ein gesetzliches 
Verbot gegen jede äußere Beeinflußung geschützt. W ährend ihrer rich ter­
lichen T ätigkeit sind die Berufsrichter und die Volksschöffen nur den 
Rechtsnormen unterworfen: bei der Beurteilung der vor ihnen verhandel­
ten Sachen folgen sie neben den Vorschriften der Rechtsnorm en ihrer 
eigenen Überzeugung und dem sozialistischen Rechtsbewußtsein.
Die wahren Bedingungen der richterlichen U nabhängigkeit können 
nur durch den Sozialismus verw irklicht werden. Die Staatsgewalt des 
w erktätigen Volkes und das gesellschaftliche Eigentum  der Produktions­
m ittel bieten eine reelle Grundlage der richterlichen U nabhängigkeit. 
Die rechtlichen Garantien sind die Regelung der Unvereinbarkeit der
14» Г.. NÉVAI
R ichter, das rechtlich geregelte System der Wahl, der Rückberufung, der 
disziplinären Verantwortung, der Enthebung und des Ausschlusses aus 
der Erledigung der Sache sowie das Immunitätsrecht der Berufsrichter 
und der Volksschöffen.
8. Die Öffentlichkeit
Die Verhandlungen der Gerichte sind -  abgesehen von den gesetz­
lich festgelegten Ausnahmen -  öffentlich. Infolge des Grundsatzes der 
Öffentlichkeit werden au f der Verhandlung säm tliche V erfahrenshand­
lungen — m it Ausnahme der geschlossenen Beratung des Gerichtes 
zwecks Beschlußfassung -  öffentlich durchgeführt. Jeder kann auf der 
V erhandlung erscheinen, nicht nur die Parteien und  die Personen, die 
im  Verfahren eine Rolle spielen.
Das Geltendmachen des Grundsatzes der Öffentlichkeit in der Ge­
rich tsbarkeit dient einem doppelten Zweck: einerseits wird dadurch er­
möglicht, daß das Recht der Volkskontrolle auch durch das Erscheinen 
an der G erichtsverhandlung verwirklicht wird, andererseits wir die 
Vorbedingung geschaffen, daß das Gericht an der V erhandlung seine 
Erziehungsaufgabe erfüllen kann. Die Öffentlichkeit der G erichtsver­
handlungen erhöht sta rk  das Verantwortungsgefühl der Berufsrichter, 
der Volksschöffen, der Staateanw älte und der Rechtsanwälte.
Das Gesetz läß t die Ausschließung der Öffentlichkeit nur in streng 
um grenzten wichtigen Gründen (Staatsgeheimnis, Dienstgeheimnis, 
W ahrung eines Betriebsgeheimnisses, volkswirtschaftliches Interesse 
oder moralische Ursache) zu. Die Verkündung der au f der V erhandlung 
erbrachten Beschlüsse erfolgt aber auch in diesen Fällen im allgemeinen 
öffentlich.
!). Die Mündlichkeit
Zur Zeit der bürgerlichen Revolutionen und  danach erkäm pfte die 
Bourgeoisie das der kapitalistischen Entwicklung besser dienende m ünd­
liche Verfahren neben dem gleichzeitigen Geltendm achen der Öffent­
lichkeit und der U nm ittelbarkeit. Im  Zeitalter des M onopolkapitalismus, 
als das Rechtspflegesystem des imperialistischen Staates die Klassen­
interessen des F inanzkapitals roher zum Ausfruck bringt, werden in der 
bürgerlichen Rechtswissenschaft jene Anschauungen immer lauter, die 
«lie „N achteiligkeit” der M ündlichkeit verkünden und die Ausdehnung 
«1er Schriftlichkeit verlangen. Die sozialistische Rechtspflege stellt die 
Rechte des dem okratischen Grundsatzes der M ündlichkeit wieder her 
und  u n ters tü tz t ihn m it wirksamen Garantien.
In  unserer Rechtspflege ist für den K on tak t der Teilnehmer des 
Verfahrens untereinander und m it dem Gericht die m ündliche Form 
kennzeichnend. Dabei ha t die Schriftlichkeit einzelner V erfahrenshand­
lungen (z. B. Protokoll, Urteil) nur einen Aushilfscharakter, obwohl ihre 
W ichtigkeit an sich unzweifelhaft i s t —unter anderen z .B . hinsichtlich des 
Berufungsverfahrens. Die schriftliche Form erscheint aber auch in diesen 
Fällen neben der m ündlichen Form  und d ien t der genauen Festlegung
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der V erfallrungshandlungen. Als Grundlage des entscheidenden Be 
Schlusses des Gerichtes kann nur ein au f der Verhandlung mündlich vor 
getragenes oder m itgeteiltes M aterial dienen.
Neben der allgemeinen Geltung der M ündlichkeit läßt aber die 
Rechtsnorm  -  aus Zweckm äßigkeitsgründen -  ausnahmsweise auch 
die Schriftlichkeit zu. Das is t die Lage z. B. bei der schriftlichen Vor­
bereitung der Verhandlung der Zivilprozesse.
Die Funktion des Grundsatzes der M ündlichkeit im Prozeß ist hin 
sichtlich der Erziehungsaufgabe des Gerichtes und des Rechtes der Volks 
kontrolle ähnlich der Öffentlichkeit. Das m ündliche Verfahren erleichtert 
außerdem  dem Gericht die Aufdeckung der w ahren Verhältnisse der Par 
teien, der persönlichen U m stände der Teilnehmer, die Feststellung der 
W ahrheit. Hinsichtlich der Verfahrensteilnehmer ist die M ündlichkeit 
eine G arantie gegen die Verzögerung des Prozesses und erleiehert das 
Verständnis des Verhandlungsm aterials.
10. Die Unmittelbarkeit
Auch der G rundsatz der U nm ittelbarkeit dient der besseren Lösung 
der Aufgaben der Rechtspflege. Das Gericht muß die zur Beurteilung 
eines Z ivilrechtsstreites und zur Entscheidung der Frage der strafrecht- 
lichen V erantw ortung erforderlichen K enntnisse aus ursprünglichen 
Quellen, unm ittelbar -  und nicht aus zweiter H and  -  erwerben. Das 
Gericht kann die richtige Bewertung der Vorträge der Verfahrensteil­
nehm er und der Beweise, die wahrheitsgem äße Aufdeckung des Sach­
verhaltes nur aufgrund von persönlichen, unm ittelbaren Eindrücken 
durchführen.
Im  System der U nm ittelbarkeit hört das urteilende Gericht selbst 
au f der Verhandlung die Parteien, die Zeugen, die Sachverständigen an, 
es un tersucht selbst die Beweise usw. Das Urteil (der entscheidende Be­
schluß) muß aut einem vom Gericht unm itte lbar wahrgenommenen 
M aterial beruhen.
Die U nm ittelbarkeit ist einer der dem okratischen Grundsätze des 
Gerichtsverfahrens: es ist darin  n icht nur das R echt und die P flicht des 
Gerichtes bezüglich der unm ittelbaren W ahrnehm ung des Prozeßm ateri­
als enthalten, sondein auch das Recht der Parteien, ihre Vorträge per­
sönlich unm ittelbar vor dem im Prozeß urteilenden Gericht abhalten 
zu können.
Aiis Zweckmäßigkeitsgründen (Schnelligkeit, Kosteneinsparung 
usw.) läßt die Rechtsnorm  in gewissen Fällen eine Ausnahme von dem 
allgemein geltenden G rundsatz der U nm ittelbarkeit zu und ermöglicht 
das m ittelbare Beweisverfahren (durch den Vorsitzenden, den delegier­
ten R ichter oder ein ersuchtes Gericht). Das Ergebnis der Beweisführung 
muß auch in diesem Fall imm er m ündlich au f der Verhandlung m itge­
te ilt werden.
Der Sicherung des Geltendmachens der U nm ittelbarkeit dient das 
Erfordernis der Kontinuität der Verhandlung, demzufolge die Gerichts- 
vei handlung in jeder Sache womöglich ohne U nterbrechu 11g an einem
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Tage abgehalten und  beendet werden muß. Wenn die Sache an  der ersten 
Verhandlung nicht entschieden werden kann, muß an der fortsetzungs­
weisen V erhandlung womöglich das Erfordernis der unveränderten Z u ­
sammensetzung des Gerichtes (der verfahrenden Kam m er) zur Geltung 
kommen. Diese zwei Erfordernisse werden m it einer etwas abweichenden 
Lösung in der Zivilprozeßordnung und im Gesetz über das S trafverfahren 
zur Geltung gebracht.
11. Rechtsmittelberechtigung
Eine wichtige G arantie des restlosen Geltendm achens der sozialis­
tischen Gesetzlichkeit ist bei der G erichtsbarkeit die R echtsm ittelberech­
tigung. Das bedeutet, daß die Parteien  und  andere intressierte Personen, 
sowie der S taatsan tw alt den erstinstanzlichen Gerichtsbeschluß m it ge­
setzlichen M itteln im allgemeinen anfechten und seine Ü berprüfung bean­
tragen können. Die häufigste Form  des Rechtsmittels m it dem Ziel der 
Ü berprüfung ist die Berufung. Abgesehen von wenigen Ausnahm en, kann 
jedes erstinstanzliche (nicht rechtskräftige) U rteil m it einer Berufung 
angefochten werden. A uf dem Gebiet der Beschlüsse g ibt es schon m eh­
rere, wo der in  der Rechtsm ittelberechtigung verborgene garantielle Cha­
rak te r keine B edeutung hat und deshalb -  in den im Gesetz festgelegten 
Fällen — dagegen keine Berufung eingelegt werden kann.
Die R echtsm ittelberechtigung in weiterem Sinn bedeutet n ich t nur 
die A nfechtbarkeit der noch nicht rechtskräftigen Gerichtsbeschlüsse, 
sondern sie erstreckt sich auch au f Fälle, wo — unter den in der R echts­
norm 1'estgelegten Bedingungen -  auch die Ü berprüfung eines schon 
rechtskräftigen Gerichtsbeschlusses bean trag t werden kann. Diesem Ziel 
d ient das un ter dem Nam en Wiederaufnahme des Verfahrens bekannte 
außerordentliche R echtsm ittel, sowie auch der Einspruch zur Wahrung 
der Gesetzlichkeit, dieses charakteristische R echtsm ittel der soziali­
stischen Gerichtsbarkeit.
E inen Einspruch zur W ahrung der Gesetzlichkeit kann der P räsident 
des Obersten Gerichtes und  der Oberste S taatsanw alt gegen einen ge­
setzverletzenden oder unbegründeten Gerichtsbeschluß (rechtskräftiges 
U rteil und  Beschluß) einlegen. Der Einspruch zur W ahrung der Gesetz­
lichkeit w ird vom Obersten Gericht beurteilt. Der Einspruch zur W ah­
rung der Gesetzlichkeit ist ein zur Sicherung der Gesetzlichkeit der Ge­
richtsbarkeit und  der E inheit der Rechtsanw endung berufenes Auf­
sichtsm ittel. Das ist die Erklärung dafür, daß das Gesetz -  abweichend 
von den Regeln bezüglich der Berufung und der W iederaufnahm e — zu 
seiner Inanspruchnahm e nicht die im konkreten Fall interessierten P a r­
teien, sondern auf dem Gebiet der Sicherung der Geltung der R echts­
normen über eine besondere Verantw ortung und K om petent verfügende 
hochgestellte S taatsbeam te berechtigt sind. In  den m eisten Fällen leitet 
aber der Präsident des Obersten Gerichtes oder der Oberste S taatanw alt 
das Verfahren zur W ahrung der Gesetzlichkeit aufgrund einer von den 
interessierten Parte ien  (ihren Vertretern) ausgehenden In itia tive  (Ge­
setzlichkeitsbeschwerde) ein.
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12. Sicherung des Gebrauchs der Muttersprache
Ein Aspekt derin  den Verfassungssätzen festgelegten Menschenrechte 
über die Ilechtsgleicheit der S taatsbürger und die nationale Gleichberech­
tigung in der Rechtspflege ist in den sozialistischen S taaten  die Sicherung 
des Gebrauchs der nationalen Sprache bzw. der M uttersprache. Das 
ungarische Gesetz über die Gerichte ste llt fest, daß die Sprache des 
Gerichtsverfahrens ungarisch ist, aber niem and wegen Nichtwissens der 
ungarischen Sprache benachteiligt werden kann und jeder im Gerichts­
verfahren seine M uttersprache gebrauchen darf.
Dieser G rundsatz h a t in erster Linie vom G esichtspunkt der in 
Ungarn lebenden Nationalitäten eine große Bedeutung, ist aber nicht 
ausschließlich au f sie beschränkt: das Recht des Gebrauchs der M utter­
sprache kom m t jedem, also auch den ausländischen S taatsbürgern zu. 
Das Gesetz vom Jah re  1072 über die Gerichte ha t sogar jene frühere 
milde Linschränkung aufgehoben, wonach nur ungarisch nicht spre­
chende Personen zum Gebrauch der M uttersprache im Gerichtsverfahren 
berechtigt waren.
Das R echt des Gebrauchs der M uttersprache bezieht sich nicht Hin­
au f den m ündlichen Verkehr m it dem Gericht, sondern es erstreckt sich 
auch au f die schriftlichen Eingaben der berührten  Person, die ebenfalls 
in der M uttersprache vorgelegt werden können.
Das Gesetz sichert auch die materiellen Bedingungen des Rechts des 
Gebrauchs der M uttersprache, in solchen Fällen werden nämlich die 
K osten im Zusamm enhang m it der Inanspruchnahm e eines Dolmet­
schers und  der Übersetzung vorgeschossen.
Der garantielle C harakter des Grundsatzes des Gebrauchs der 
M uttersprache ist im S trafverfahren durch jene Regel noch erhöht her­
vorgehoben, wonach im Verfahren die Teilnahm e eines Verteidigers vor­
geschrieben ist, wenn der Angeklagte die ungarische Sprache nicht be­
herrscht. Wenn also in diesem Fall der Angeklagte keinen erm ächtigten 
Verteidiger hat, muß unverzüglich für der Bestellung eines Verteidi­
gers gesorgt werden.
13. Recht zur Verteidigung und zur Vertretung
Das Recht zur Verteidigung und zur Vertretung, als G rundsatz der 
sozialistischen Rechtspflege, d ient zur institutionellen Sicherung, daß 
im G erichtsverfahren (und im Zusamm enhang dam it in anderen behörd­
lichen Verfahren) die betroffenen Parteien die Hilfe einer anderen 
Person (im allgemeinen eines fachgebildeten Juristen) in Anspruch neh­
men können.
Unsere Verfassung besagt, daß den un ter einem Strafverfahren s te ­
henden Personen in jedem A bschnitt des Verfahrens das Recht der Ver­
teidigung zukommt . Aufgrund des Rechtes der Verteidigung ist das Gericht 
verpflichtet, alle jene R echtsnorm en zur Geltung kommen zu lassen, die es 
ermöglichen, daß sich der Angeklagte selbst gegen die gegen ihn erhobene 
Anklage verteidigen kann, andererseits zu diesem Zweck die M itwirkung
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eines Verteidigers in Anspruch nehmen kann. AI it H insicht au f diesen dop­
pelten In h a lt des Rechtes der Verteidigung ergänzt das Gesetz über die 
Gerichte den Satz der Verfassung mit der Regel, daß dem Angeklagten 
auch das Recht der Verteidigerwahl zukomm t.
Im  S trafverfahren besorgt die Verteidigung als bestellter Verteidiger 
im m er, aufgrund einer Ermächtigung in der M ehrzahl der Fälle ein Rechts­
anwalt, im letzteren Fall kann  aber -  in den im Gesetz festgelegten Fäl­
len -  auch der gesetzliche Vertreter, volljährige Angehörige usw. des 
Angeklagten als Verteidiger vorgehen.
Das Recht zur Vertretung bedeutet nach der D efinition des Gesetzes 
über die Gerichte, daß die Partei oder die interessierte Person während 
des G erichtsverfahrens — zwecks Geltendm achens ihrer Rechte -  au f 
die im Gesetz bestim m te Weise einen V ertreter beauftragen kann. Unsere 
früheren Rechtsnorm en haben das als G rundsatz noch nicht festgelegt.
Der V ertreter kann im Strafverfahren in der Förderung des Geltend- 
maehens der Rechte des Geschädigten, des P rivatklägers, der Zivilpartei 
und anderer Interessenten eine große Rolle spielen, aber noch bedeuten­
der ist die Rolle, die er im Zivilverfahren spielt. Der V ertreter verfährt 
im G erichtsverfahren a n s ta tt und im Namen des V ertretenen und auf­
grund seiner T ätigkeit wird sein Auftraggeber der Berechtigte bzw. Ver­
pflichtete.
Aufgrund des Rechtes zur Vertretung beauftragen die betroffenen 
Personen durch eine Ermächtigung m it dem Schutz ihrer Interessen den 
Vertreter.
Im  Gerichtsverfahren kann im allgemeinen jeder persönlich ver­
fahren und ist nicht verpflichtet sich m it einer erm ächtigten Person ver­
tre ten  zu lassen. Das Recht zur V ertretung ist eben ein Recht und keine 
Pflicht. Dieser S tandpunkt ist von einer besonderen Bedeutung in der 
sozialistischen Rechtspflege, welche für die interessierten Personen so­
wohl im Straf-, wie auch im Zivilverfahren das persönliche Auftreten e r­
möglicht.
Eine allgemein bekannte antisoziale Bestim m ung des bürgerlichen 
ungarischen Rechtssystems war jene, die in einem bedeutenden Teil der 
Zivilprozesse die R echteanw altvertretung verpflichtend m achte und 
dadurch von vorhinein den materiell schwächeren Parteien  das Geltend­
machen ihrer Rechte bzw. die Verteidigung im Prozeß erschwerte. Das 
sozialistische ungarische R echt beseitigte diesen Advokatenzwang: die 
Parteien  können je tz t in jedem Zivilprozeß, vor jedem Gericht, in jedem 
Verfahrensabschnitt auch persönlich vorgehen. Das bedeutet natürlich 
keineswegs die institutioneile Herabsetzung der Rechtsanw älte im 
Zivilverfahren, denn sie werden auch jetz t häufig in Anspruch genommen, 
aber das is t nicht obligatorisch.
Das Recht der V ertretung wird durch jene Regel noch erw eitert, 
wonach unter bestim m ten Bedingungen auch der am A rbeitsort des 
W erktätigen angestellte .Justitiar die Prozeß Vertretung des W erktätigen 
besorgen kann; der Ju s titia r  kann in diesem Fall höchstens den halben 
Betrag des nach der Gebührenordnung der R echtsanw älte iälligen Ho-
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norars aufrechnen. Jene Parte i aber, der im Zivilprozeß m it Hinsicht auf 
ihre m ateriellen Verhältnisse oder au f den C harakter der Sache eine Ge­
bührenfreiheit zukom m t, kann beim Gericht die Bestellung eines kosten­
los verfahrenden Armenamvaltes beantragen.
Die E rrich tung  des gewerkschaftlichen Rechtshilfedienstes im Jah re  
1974 schuf weitere G arantien zum reellen Geltendm achen des Rechtes 
zur V ertretung. Dadurch erhalten die W erktätigen der U nternehm en und 
der Genossenschaften in jeder Rechtssache (die Prozesse vor dem Gericht 
inbegriffen) eine kostenlose Rechtshilfe (Rechtsvertretung).
III. Gerichtssystem der Ungarischen Volksrepublik
1. Arten der Gerichte
Unsere Verfassung zählt die zur Ausübung der G erichtsbarkeit 
berufenen Gerichte auf. Diese sind: das Oberste Gericht der U ngari­
schen Volksrepublik, die K om itatsgerichte und die Amtsgerichte. D ie  
Verfassung fügt zu dieser Aufzählung hinzu, daß ein Gesetz die E rrich­
tung von Sondergerichten für bestim m te Gruppen der Sachen verfügen 
kann.
Schon diese Lösung der Textkonstruktion der Verfassung zeigt, daß 
in U ngarn mehrere Gerichte tä tig  sind, die nach verschiedenen Gesichts­
punkten gruppiert werden können.
Vor allem fällt es in die Augen, daß es Gerichte gibt, die im allge­
meinen alle Sachen beurteilen können, die zum Gerichtsweg gehören. 
Diese sind die sog. allgemeinen Gerichte, von deren allgemeinen Charakter 
eben jene Sachen eine Ausnahme machen, die das Gesetz der Zuständig­
keit der allgemeinen Gerichte entzieht und vor andere Gerichte, sog. 
Sondergerichte weist (horizontale Aufteilung). Als allgemeine Gerichte 
funktionieren in Ungarn die Am tsgerichte, die K om itatsgerichte und 
das Oberste Gericht, d. h. alle jene Gerichte, die in der Verfassung ge­
nannt sind. Ähnlicherweise sind gemäß den ausführlicheren Bestim m un­
gen des Gesetzes über die Gerichte allgemeine Gerichte das in Budapest 
in der K om petenz eines K om itatsgeriehtes verfahrende H auptstädtische 
Gericht und die in am tsgerichtlicher K om petenz verfahrenden Bezirks­
gerichte, sowie die in einzelnen anderen Städten ebenfalls in am tsgericht­
licher K om petenz verfahrenden Städtischen Gerichte.
F ür zwei Sachengruppen, die nicht vor die allgemeinen Gerichte ge­
hören, bestim m te das Gesetz die Errichtung von Sondergerichten. Solche 
Sondergerichte sind in Ungarn die Arbeitsgerichte und die M ilitärgerichte 
(s. Abb. 1).
Auch die Sondergerichte gehören in die einheitliche Gerichtsorga­
nisation der Ungarischen Volksrepublik, aber sie sind in einer von den 
allgemeinen Gerichten abweichenden Weise organisiert. Sogar diese 
organisatorische Absonderung hört aber im Laufe der Berufungsgerichts­
barkeit und des Gesetzlichkeitsverwahrungsverfahrens auf, als nämlich 
die beim Sondergericht eingeleitete Sache zum allgemeinen Gericht kommt: 
zum K om itatsgerieht oder zum Obersten Gericht.
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Entsprechend dem Grundsatz der E inheit der sozialistischen R echts­
pflege urteilen die allgemeinen Gerichte sowohl in Zivil-, wie auch in 
Strafsachen. In  der Ungarischen Volksrepublik gibt es keine Strafgerichte 
m it einer besonderen Organisation, wie im bürgerlichen U ngarn, das den 
Grundsatz der E inheit der Rechtspflege nicht kannte. Der C harakter ge­
wisser A rten der Sachen erfordert natürlich gewisse Fachkenntnisse (z. B. 
Vermögenssachen, Sachen der sozialen Versicherung, Fam iliensachen, 
W ohnungssachen usw.). Der sozialistische S taa t erfü llt aber das E rfo r­
dernis der fachgemäßen Rechtssprechung n ich t so, daß durch die E r­
richtung verschiedener Spezialgerichte die Gerichtsorganisation aufge­
te ilt wird, sondern es wird eine innere Spezialisierung im Rahm en der 
einzelnen allgemeinen Gerichte verwirklicht. Dieser Konzeption e n t­
sprechend sind bei einzelnen Gerichten m it größerem Sachverkehr spezia­
lisierte G erichtskam m ern tätig .
Abweichend von den allgemeinen Gerichten können die Sonder­
gerichte nicht in allen zum Gerichtsweg gehörenden Sachen verfahren, 
sondern ihre Urteilsberechtigung erstreckt sich von den beiden H a u p t­
sachengruppen (Zivil- und  Strafsachen) nur auf eine, und auch in  diesem 
R ahm en nur au f bestim m te Sachen. Es gehören vor die A rbeitsgerichte 
die A rbeitsrechtsstreite, vor die M ilitärgerichte aber che M ilitärstraf­
sachen. Das M ilitärgericht kann natürlich — ebenso wie das allgemeine 
Gericht im S trafverfahren — auch den Zivilanspruch (z. B. die Schaden­
ersatzforderung wegen eines durch das D elikt verursachten Schadens) 
beurteilen.
Die Gruppierung unserer Gerichte nach einem anderen (vertikalen) 
Gesichtspunkt geht davon aus, in welchem V erhältnis innerhalb des 
Gerichtssystems der Ungarischen Volksrepublik die einzelnen Gerichte 
aufgrund ihrer Zuständigkeit zueinander stehen. Im  Rahm en der Gerichts­
hierarchie kann die Zuständigkeit erstinstanzlich, zweitinstanzlich (be- 
rufungsinstanzlich), Revisions- und gemischtinstanzlich sein.
In  der Ungarischen Volksrepublik verfügt über eine ausschließlich 
erstinstanzliche Zuständigkeit das Amtsgericht, das Arbeitsgericht und  
das M ilitärgericht. Diese Gerichte verfahren niemals in zweiter Instanz; 
ih r Verfahren wird auch dann als erstinstanzlich qualifiziert und  gegen 
ihr U rteil kann im allgemeinen auch dann Berufung eingelegt werden, 
wenn sie den Beschluß eines vorher vorgegangenen anderen (z. B.Sozial- 
versicherungs-) Organs überprüfen.
Rein zweitinstanzliches Gericht (d. h. solches, das nur Berufungen 
beurteilt) g ib t es in Ungarn nicht. Das K om itatsgericht ha t eine gemischte 
Zuständigkeit (erst- und zweitinstanzliche), das lau t der Verfahrens­
gesetze gewisse Sachen in erster Instanz entscheidet, sonst aber — und 
das ist der größere Teil seiner A rbeit — in zweiter Instanz in Sachen u r­
teilt, gegen die beim Am tsgericht oder beim Arbeitsgericht Berufung ein­
gelegt wurde.
In  noch weiterem Kreis ist die Zuständigkeit des Obersten Gerichtes 
von einem gemischten Charakter: in gewissen Sachen u rte ilt es in erster 
Instanz, es h a t auch eine zweitinstanzliche Zuständigkeit und säm t-
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liehe Revisions- (Gesetzlichkeitsverwahrungs-) Verfahren im  Zusammen­
hang m it den R echtskräftigen Beschlüssen aller Gerichte des Landes 
gehören vor das Oberste Gericht.
Der P räsid ialrat der Volksrepublik ist zur Organisierung, zur Zu­
samm enziehung, zur A ufhebung und zur Feststellung des Zuständig­
keitsgebietes der Gerichte berechtigt. Das Zuständigkeitsgebiet der 
Gerichte stim m t im  allgemeinen m it der Gebietseinteilung der S taa ts­
verw altung überein. Diese Regel kom m t bei den K om itatsgerichte hun­
dertprozentig zur Geltung. Im  Falle der Am tsgerichte (Bezirksgerichte, 
städtische Gerichte) erfordern manchmal Zweckm äßigkeitsgründe die 
Abweichung von den Verwaltungsgebietsgrenzen (z. B. in Form von einem 
Am tsgericht m it einer Zuständigkeit für m ehrere Bezirke oder auch au f 
eine S tadt).
2. Die Amtsgerichte
Die G rundeinheit der ungarischen Gerichtsorganisation ist das 
Am tsgericht. (Auf am tsgerichtlicher Ebene funktionieren — wie er­
w ä h n t—in Budapest die Bezirksgerichte und in einzelnen Provinzstädten 
die Städtischen Gerichte.)
Das A m tsgericht is t ein Gericht mit allgemeiner Zuständigkeit. Das 
bedeutet, daß in der G erichtsorganisation der Ungarischen Volksre­
publik au f die Frage der Zuständigkeit (d. h. au f die Frage, welches 
G ericht in einer Sache in  erster Instanz zu verfahren berechtig t ist) die 
allgemeine A ntw ort folgenderweise lautet: in jeder Sache verfährt in 
erster Instanz das Am tsgericht, wenn das Gesetz die Sache nicht ausge­
sprochen vor ein anderes Gericht weist.
Als Ergebnis dieser Regelung wird der größte Teil der zum Gerichts­
weg gehörenden Sachen (durchschnittlich etw a 99% der Strafsachen und 
auch die überwiegende M ehrheit der Zivilsachen) bei den Amtsgerichten 
eingeleitet.
Diese S ituation is t das Ergebnis jener dem okratischen Maßnahme, 
die in der Anfangsperiode der sozialistischen Um gestaltung durch die 
radikale Abänderung der früheren Zuständigkeitsverteilung un ter den 
Gerichten durchgeführt wurde. Im  bürgerlichen ungarischen Rechts­
system  hatten  nämlich nicht die Am tsgerichte, sondern die m it den 
heutigen K om itatsgerichten au f gleicher Ebene gestandenen Gerichts­
höfe eine allgemeine Zuständigkeit. Das war un ter den damaligen Ver­
kehrsverhältnissen, beim Advokatenzwang usw. offensichtlich nachteilig 
vom G esichtspunkt der W erktätigen.
Das Am tsgericht ist das zur Bevölkerung am nächsten stehende 
K ettenglied der Gerichtsorganisation, bei dem zugleich auch der Volks­
charakter in erhöhtem  Maße betont ist: es hä lt von den Volksvertre- 
tungs- und Selbstverwaltungsorganen eben m it den durch unm ittelbare 
Wahl  gebildeten örtlichen R äten eine Verbindung und in der Rechts­
sprechung — falls es als Kollegialgericht verfährt — nehmen imm er die 
Volksschöffen teil.
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Der Leiter des Am tsgerichtes ist der Präsident, der neben der Aus­
führung dieser A rbeit auch regelmäßig an der richterlichen T ätigkeit 
teilnim m t; er wird in seiner L eitungstätigkeit vom stellvertretenden 
Präsidenten un terstü tz t. Außer ihnen sind am Am tsgericht Berufsrichter 
(an den Am tsgerichten m it großem Sachverkehr auch Berufsrichter, die 
die Aufgaben eines G ruppenleiters besorgen) und Volksschöffen tätig .
3. Das К omitatsgericht
Auf der zweiten Stufe der ungarischen Gerichtsorganisation be­
findet sich das K om itatsgericht (in Budapest das H auptstäd tische 
Gericht).
Das wichtigste Kennzeichen des K om itatsgerichtes ist die zweitin­
stanzliche Zuständigkeit: es beurte ilt die gegen die Beschlüsse des A m ts­
gerichtes und des A rbeitsgerichtes eingelegten Berufungen. Daneben 
verfährt es ausnahmsweise auch in erster Instanz in jenen Sachen von 
größerer Bedeutung oder, die hinsichtlich der rechtlichen Beurteilung 
kom plizierter sind, welche die Rechtsnorm  ausdrücklich vor die Komi- 
tatsgerichte zur erstinstanzlichen Beurteilung weist. U nter diesen kom ­
men nur in geringer Zahl Sachen der S taatsbürger („physischen Perso­
nen”) vor. Die überwiegende M ehrheit der in die erstinstanzliche Zu­
ständigkeit der K om itatsgerichte gewiesenen Sachen machen die R echts­
stre ite  der Unternehm en, Genossenschaften, usw. (der sozialistischen 
Organisationen) untereinander, die sog. W irtschaftsprozesse aus. 
Diese Prozesse kamen im Laufe der D urchführung der Gerichtsreform 
vom .Jahre 1972 — gleichzeitig m it dem Aufhören der früheren w irt­
schaftlichen Schlichtungskommissionen — au f den Gerichtsweg.
Von jenen Zivilsachen, in denen im  allgemeinen als K läger S taa ts­
bürger auftreten, gehören in die erstinstanzliche Zuständigkeit der Kom i­
tatsgerichte die Prozesse im  Zusam m enhang m it dem Urheberrecht, 
m it dem Gewerberechtsschutz (Patente), die Presseberichtigungsprozesse 
usw. M it H insicht au f den Betrag der Forderung gehören in die Zustän­
digkeit des K om itatsgerichtes jene Vermögensprozesse, deren Gegen­
standsw ert 1 000 000 F t  überschreitet.
Von den Strafsachen verfährt das K om itatsgericht in erster Instanz 
— m it Ausnahme der Aufwiegelung — in Verbrechen gegen die Sicher­
heit des Staates, gegen den Frieden und gegen die M enschheit, in Ver­
brechen der Verletzung des Staatsgeheimnisses, der Falschmünzerei, 
der Tötung usw. und in den Verbrechen, für welche das Gesetz die Todes­
strafe ermöglicht.
Auf den K om itatsgerichten funktionieren Kollegien. Das Kollegium 
ist die K örperschaft der in denselben Sachengruppen urteilenden Berufs­
richter; die Volksschöffen sind nicht M itglieder der Kollegien der K om i­
tatsgerichte. Das Kollegium selbst ist auch kein urteilendes Organ (die 
Rechtssprechung erfolgt in Kam m ern und durch Einzelrichter), sondern 
seine Aufgabe ist, im Interesse der Sicherung der einheitlichen Gerichts- 
praxis die Praxis der au f dem Gebiet des K om itatsgerichtes tätigen 
Gerichte zu kontrollieren, in streitigen Rechtsanwendungsfragen seine
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Meinung zu äußern, die Gerichtspraxis zu bewerten und  wenn notwendig, 
eine entsprechende grundsätzliche Leitungsm aßnahm e zu initiieren 
(z. B. die Herausgabe einer Stellungsnahme des O bersten Gerichtes). Das 
Gesetz verfügt die Aufstellung eines Straf-, Zivil- und W irtschaftskolle­
giums bei den K om itatsgerichten. Bei den K om itatsgerichten m it ge­
ringerem  Verkehr können Kollegien auch zusammengezogen funktio­
nieren.
Die Disziplinarsachen der au f dem Gebiet des K om itatsgerichtes 
tä tigen  R ichter werden von einem am K om itatsgerich t organisierten 
Disziplinarrat behandelt (s. Abb. 2).
A uf dem K om itatsgericht urteilen neben dem Präsidenten stellver­
tretende Präsidenten, Vorsitzende der Kam m er, B erufsrichter und Volks­
schöffen. Der Präsident und seine V ertreter besorgen daneben auch Lei­
tungsaufgaben — undzw ar n icht nur in bezug des K om itatsgerichtes. 
Der P räsident des K om itatsgerichtes übt über die allgemeine T ätigkeit 
der au f dem Gebiet des K om itatsgerichtes tä tigen  A m tsgerichte eine 
Aufsicht aus; die Aufsicht bedeutet die Leitung der Justizverw altungs­
tätigkeit, die Besorgung der Personal-, W irtschafts- und F inanzauf­
gaben und die Verfolgung der U rteilstä tigkeit m it A ufm erksam keit.
4. Das Arbeitsgericht
D ie'A rbeitsgerichte sind parallel zu den K om itatsgerichten an den 
K om itatsgerichtssitzen (bzw. in Budapest als H auptstäd tisches A rbeits­
gericht) organisiert. Diese P aralle litä t besteht aber nu r in H insicht auf 
das Gebiet — und in diesem Zusammenhang au f die gebietliche Z ustän­
digkeit —, hinsichtlich der sachlichen Zuständigkeit aber keineswegs.
Das A rbeitsgericht verfährt ausschließlich in erster Instanz. Das 
bedeutet natürlich  nicht, daß dem Verfahren des A rbeitsgerichtes kein 
anderes Verfahren vorangeht, sondern nur, daß es als Gericht ausschließ­
lich in erster Instanz urteilt. Ein Großteil der vor das A rbeitsgericht ge­
hörenden Sachen ist eben eine solche, in der ein anderes Organ (Schlich­
tungsausschuß usw.) schon vorgegangen ist. Das A rbeitsgericht befaßt 
sich in  der Mehrzahl der Fälle m it der Überprüfung eines früher gefaßten 
Beschlusses, aber es fällt seinen diesbezüglichen Beschluß als erstinstanz­
liches Gericht, gegen dessen Entscheidung in bestim m ten Fällen eine 
Berufung zum K om itatsgericht eingelegt werden kann. Das A rbeits­
gericht beurte ilt im Rahm en seiner Zuständigkeit
— die gegen den Beschluß des Arbeitsschlichtungsausschusses, 
bzw. des dienstlichen Vorgesetzten, sowie gegen den Beschluß derSchlich- 
tungskommission der Genossenschaft und der Generalversammlung 
in  A rbeitsstreiten der Angestellten der Genossenschaft eingereichten 
Klagen;
— verfährt in den A rbeitsstreiten, die aufgrund einer R echtsnorm ­
verfügung unm itte lbar vor das Arbeitsgericht vorgelegt werden können 
oder welche eine Rechtsnorm  in seine Zuständigkeit weist;
— entscheidet bezüglich des sog. Antrags zur E inleitung eines 
neuen Verfahrens;
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— verfährt bei einem Einspruch des Staatsanwaltes gegen den 
rechtskräftigen Beschluß der Schlichtungskommission (des Dienstvor­
gesetzten, der Generalversammlung).
Auf dem Arbeitsgericht sind ein Vorsitzender, Berufsrichter und 
Volksschöffen tätig.
Der C harakter der A rbeitsstreite erfordert, daß in diesen Sachen die 
Kollegialgerichtsbarkeit und  die Volksteilnahme uneingeschränkt zur 
Geltung kom mt: das A rbeitsgericht verfährt im m er in  einer aus einem 
Berufsrichter und zwei Volksschöffen bestehenden Kam m er.
Der Vorsitzende des A rbeitsgerichtes besorgt neben den Leitungs­
aufgaben die Aufgaben im Zusam m enhang m it dem A uftrag und R ück­
berufung der Vorsitzenden und  Stellvertreter der au f dem Gebiet des 
K om itates funktionierenden Arbeitsschlichtungskommissionen, nim m t 
in  der A rbeit des K om itatsarbeitsausschusses teil und  hä lt die Verbin­
dung m it dem Arbeitskollegiutn des K om itatsgerichtes.
Die Arbeitsgerichte wurden durch die Gerichtsreform vom Jah re  
1972 anstelle der bisher tätigen  gebietlichen Arbeiteschlichtungskomm is­
sionen errichtet. Das war ein bedeutender S chritt au f dem Wege der 
W eiterentwicklung des Dem okratism us unserer Rechtspflege, weil au f 
diese Weise vor jedem  A rbeitsrechtsstreit der Gerichtsweg sich eröffnet 
hat, der erhöhte G esetzlichkeitsgarantien sichert.
5. Das Militärgericht
Die Militärgerichte, die in einigen größeren Garnisonen und bei 
höheren Militäreinheiten funktionieren, sind erstinstanzliche Gerichte 
mit allgemeiner Zuständigkeit.
Zu der Zuständigkeit der Militärgerichte gehören die von den Mit­
gliedern der bewaffneten Kräfte (Volksarmee, Grenzwache), der be­
waffneten Körperschaften (Polizei, Arbeitermiliz usw.) und der Poli­
zeiorgane verübten Delikte sowie — aufgrund besonderer gesetzlichen 
Verfügung — die von anderen Personen verübten, ferner die Interessen 
der Landesverteidigung unmittelbar verletzenden oder gefährdenden 
Delikte.
Die Militärgerichte wirken in der Festigung der Diszplin der be­
waffneten Kräfte und der bewaffneten Körperschaften mit.
Beim Militärgericht sind ein Präsident (stellvertretender Präsident), 
Berufsrichter und Volksschöffen tätig. In der in einer Strafsache ver­
fahrenden Kammer kann der Volksschöffe keinen niedrigeren Dienst­
grad als der Angeklagte haben.
Die Berufungen gegen die Beschlüsse der M ilitärgerichte werden 
von Obersten Gericht beurteilt und  dadurch fügt sich die M ilitärsonder­
gerichtsbarkeit auch strukturell in das einheitliche System der soziali­
stischen Rechtspflege ein. (Im Falle der besonderen A rbeitsgerichtsbar­
keit beginnt dieser Prozeß schon m it der Beurteilung der Berufungen 
durch das K om itatsgericht.)
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6. Das Oberste Gericht
An der Spitze unserer G erichtsorganisation steh t das Oberste Ge­
rich t der Ungarischen Volksrepublik, das höchste Gerichtsorgan des 
Landes.
Das Oberste Gericht verkörpert — wie wir schon darau f hingewie­
sen haben — infolge seines O rganisationsaufbaus die E inheit der sozia­
listischen Rechtspflege und  sichert zugleich durch seine Tätigkeit die 
praktische Verwirklichung dieser E inheit au f dem ganzen Gebiet der 
Ungarischen Volksrepublik.
Das Oberste Gericht erfüllt eine doppelte Aufgabe im  System der 
ungarischen G erichtsbarkeit: es urteilt in konkreten Sachen und üb t 
dabei eine grundsätzliche Leitung über die U rteilstätigkeit säm tlicher 
Gerichte aus.
Das Oberste Gericht ist ein hervorgehobenes Organ in der S taa ts­
organisation der Ungaischen Volksrepublik; es s teh t n ich t un ter der 
Aufsicht des Justizm inisters und ist auch im  S taatshaushaltsplan ge­
sondert aufgenommen.
Am Obersten Gericht sind ein Präsident, stellvertretende Präsiden­
ten , Kollegienleiter, stellvertretende Kollegienleiter, Senatspräsidenten, 
.Berufsrichter und Volksschöffen tätig .
Der Präsident verfügt über gewisse besondere Rechte neben der 
Leitung des Obersten Gerichtes, die teils einen verfassungsrechtlichen, 
teils verfahrensrechtlichen Charakter haben:
— er nim m t auch dann m it Beratungsrecht an den Sitzungen des 
Parlam ents teil, wenn er kein Abgeordneter ist (er ist auch verpflichtet 
dem Parlam ent über die Tätigkeit des Obersten Gerichtes regelmäßig 
zu berichten)®;
— aufgrund einer Einladung m it ständigem  Charakter nim m t 
er an den Sitzungen des Präsidial rates der Ungarischen Volksrepublik 
teil;
— er kann die Akten jeder beliebigen Gerichtssache in jedem Ab­
schn itt des Verfahrens ein verlangen;
— er kann jede Sache in die erst- oder zweitinstanzliche Zuständig­
keit des Obersten Gerichtes ziehen;
— er kann gegen den rechtskräftigen Beschluß jedes beliebigen 
Gerichtes (ebenso wie der Oberste Staatsanw alt) eine Gesetzlichkeits­
verwahrung einlegen;
— er kann die In itia tive  ergreifen, daß das Oberste Gericht in 
einer Rechtsdeutungsfrage eine grundsätzliche Richtlinie gibt.
Die Organe des Obersten Gerichtes sind: das Plenum, der Präsidial­
rat, die Kollegien und die in den einzelnen Sachen urteilenden Senate; 
am Obersten Gericht ist auch ein D isziplinarrat tätig .
,  Das Plenum  ist die höchste K örperschaft der grundsätzlichen Lei­
tung, das der Präsident des Obersten Gerichtes jährlich mindestens ein­
mal einberufen muß. D er Vorsitzende des Plenums ist der Präsident des 
Obersten Gerichtes, die Mitglieder sind die Berufsrichter (die Volks-
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Schöffen nicht!). Am Plenum  nim m t m it Beratungsrecht der Ju s tiz ­
m inister, der Oberste S taatsanw alt teil; ebenfalls m it B eratungsrecht 
nehm en — aber nur am  Plenum , das sich m it A rbeitsgerichtsbarkeit 
befaßt -  der M inister fü r Arbeitswesen und  der G eneralsekretär des 
Landesrates der Gewerkschaften teil. Bas Plenum  bespricht die Berichte 
über die T ätigkeit der Kollegien, gibt eine grundsätzliche Anleitung 
zwecks Sicherung der E inheit der G erichtsbarkeit, w ählt die M itglieder 
des D isziplinarrates usw.
A uf dem Gebiet der grundsätzlichen Lenkung der G erichtsbarkeit 
sind die wichtigsten Akten des Plenums des Obersten Gerichtes die 
Richtlinien und  die grundsätzlichen Entscheidungen. Diese werden vom 
Plenum  zwecks Sicherung der E inheit der Gerichtspraxis oder zwecks 
Anleitung in einer R echtsdeutungsfrage herausgegeben. Die R ichtlinie 
und die grundsätzliche Entscheidung sind zwar keine Rechtsnorm en, d. 
h. Normen m it allgemein verpflichtender K raft, aber für die Gerichte 
selbst sind sie infolge einer Regel der Verfassung (§. 47) doch verpflich­
tend. Ih re  W irkung s tra h lt also auch auf die S taatsbürger aus, die — als 
Ergebnis einer solchen indirekten Geltung — sich an die darin  en thal­
tenen Rechtegrundsätzen anpassen werden, wenn sie die aus ihrer Ver­
letzung ergebenden Rechtsnachteile vermeiden wollen. Die R ichtlinien 
und die grundsätzlichen Entscheidungen werden im A m tsb latt (Magyar 
Közlöny), in mehreren m inisteriellen A m tsblättern  sowie im B la tt des 
Obersten Gerichtes (Birosâgi H atärozatok) publiziert; dadurch werden 
diese Beschlüsse des Plenums des Obersten Gerichtes in einer verhältn is­
mäßig breiten Öffentlichkeit bekannt.
Der Präsidialrat is t ein urteilendes und  einige andere Aufgaben 
besorgendes Organ des Obersten Gerichtes. D er P räsid ialra t besteh t aus 
sieben Mitgliedern; sein Vorsitzender ist ebenfalls der P räsident des 
Obersten Gerichtes. Im  Rahm en seiner U rteilstä tigkeit beurte ilt der 
P räsid ialrat jene Gesetzlichkeitsverwahrungen, die gegen den Beschluß 
des Obersten Gerichtes selbst eingereicht wurden. Der P räsid ialrat ver­
fäh rt außerdem  auch in Sachen m it disziplinärem  Charakter sowohl in 
zweiter, wie auch als Revisionsinstanz (bei Gesetzlichkeitsverwahrungen 
gegen rechtskräftige Disziplinarbeschlüsse).
Die Kollegien des Obersten Gerichtes sind die K örperschaften der 
durch den Präsidenten des Obersten Gerichtes in dieselbe Sachengruppe 
eingeteilten R ichter. Am Obersten Gericht sind Straf-, Zivil-, W irtschafts-, 
Arbeits- und Militärkollegien tätig . Die einzelnen Kollegien werden von 
den Stellvertretern des Präsidenten des Obersten Gerichtes, bzw. von 
den Kollegienleitern geleitet. An den Sitzungen der Kollegien nehmen 
m it B eratungsrecht die V ertreter des Justizm inisters und des Obersten 
Staatsanw altes, sowie — ähnlich der Regelung bezüglich des Plenums 
im  Falle der Besprechung der grundsätzlichen Fragen im Zusam m en­
hang m it der A rbeitsgerichtsbarkeit, die V ertreter des M inisters für 
Arbeitswesen und  des Generalsekretärs des Landesrates der Gewerk­
schaften teil. Die Benennung des Beschlusses des Kollegiums ist: Stellung­
nahme. Das Kollegium erbringt eine Stellungnahm e zwecks Förderung
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der E inheit der R echtsanw endung in solchen Fragen, die -  infolge der 
geringeren Bedeutung -  keine Anleitung durch eine Richtlinie oder 
grundsätzliche Entscheidung erfordern. Die Stellungnahm e besitzt 
keine gesetzlich festgelegte verpflichtende K raft, aber die Gerichte neh­
men — nach der N atur der Dinge — die darin  zum Ausdruck kommenden 
S tandpunkte  in Betracht, weil sie wissen, daß das Oberste Gericht in 
einem eventuellen Berufungs- oder Gesetzlichkeitsverfahren jene an ­
wenden wird. Die Kollegien sind -  neben dem Plenum  -  ebenfalls 
Körperschaftsorgane der grundsätzlichen Lenkung am Obersten Ge­
rich t (s. Abb. 3).
Die Urteilstätigkeit (die Beurteilung konkreter Sachen) wird am Ober­
sten G ericht durch die innerhalb der Kollegien organisierten, speziali­
sierten (Zivil-, Straf-, W irtschafts-, Arbeite- und  M ilitär-) Senate bzw. -  
aber nur im erstinstanzlichen Verfahren — durch Einzelrichter durch­
geführt. Der verfahrende Senat besteht im allgemeinen aus drei Berufs­
richtern, aber in den Verfahrensgesetzen bestim m ten Sachen kann in 
e rster Instanz auch ein Senat m it anderer Zusamm ensetzung oder ein 
Einzelrichter verfahren. Im  zweitinstanzlichen Verfahren u rte ilt immer 
ein aus drei B erafsrichtern  bestehender Senat auch am  Obersten Ge­
rich t.
Im  Kreis der individuellen U rteilstätigkeit verfährt das Oberste 
Gericht
-  in  erster Instanz in jenen Sachen, die die Verfahrensgesetze in 
die erstinstanzliche Zuständigkeit des Obersten Gerichtes weisen, bzw. 
deren erstinstanzliche Entscheidung der Präsident in die Zuständigkeit 
des Obersten Gerichtes gezogen hat;
-  in  zweiter Instanz beurte ilt es jene Berufungen, die gegen die 
erstinstanzlichen Beschlüsse des Obersten Gerichtes, der K om itats- 
gerichte und  der M ilitärgerichte eingereicht wurden, ferner verfährt es 
in den »Sachen, in denen der Präsident die Beurteilung der Berufung in 
die Zuständigkeit des Obersten Gerichtes gezogen hat;
-  in  Revisionsinstanz beurteilt cs die gegen rechtskräftige Gerichts­
beschlüsse erhobenen Gesetzlichkeitsverwahrungen.
Diese letztere Tätigkeit greift schon entschieden auf das andere 
Hauptgebiet der Tätigkeit des Obersten Gerichtes, auf das der grund­
sätzlichen Lenkung hinüber. Die grundsätzliche Lenkung kann auch 
nicht streng vor der individuellen Urteilstätigkeit getrennt werden, denn 
auch diese dient -  über die Entscheidung der konkreten »Sachen hinaus 
— der grundsätzlichen Lenkung.
Die w ichtigsten rechtlichen M ittel der grundsätzlichen Lenkung des 
Obersten Gerichtes sind die schon genannten Richtlinien, grundsätz­
liche Entscheidungen und »Stellungnahmen sowie andere solche Gerichts­
beschlüsse, die — da sie zur Verallgemeinerung geeignete individuelle 
Entscheidungen enthalten  — für die Gerichte des Landes richtungs­
weisend sind.
Bei der Ausgestaltung der Mittel der grundsätzlichen Lenkung ver­
wendet das Oberste Gericht als Quellen:
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— die im Laufe der U rteilstä tigkeit sowie bei der Beurteilung der 
Anmeldungen und Beschwerden erworbenen Erfahrungen;
— es informiert sich auch unmittelbar — im Einklang mit dem 
Justizminister — über die Gerichtspraxis;
— es nim m t durch seinen V ertreter an  den Sitzungen der Kollegien 
der K om itatsgeriehte teil;
— es n im m t die aufgrund der Analyse des Justizm inisters und des 
Obersten Staatsanw altes aufgedeckten Angaben in Betracht;
— es n ü tz t die In itia tiven , Inform ationen und Datenlieferungen 
anderer staatlicher und gesellschaftlicher Organe;
— es verw endet die Forschungsergebnisse der Rechtswissenschaft 
und anderer W issenschaften.
7. Der öffentliche Notar und. der Gerichtsvollstrecker
An den Gerichten arbeiten neben den zum Richterstand gehörenden 
Personen auch sog. Sachbearbeiter, administrative und Hilfsmitarbeiter. 
Der öffentliche Notar und der Gerichts Vollstrecker gehören zu den Sach­
bearbeitern.
Die Aufgabe des öffentlichen Notars ist, daß er durch Erledigung 
gewisser sog. außerstreitiger Verfahren (in erster Linie die N achlaßver­
fahren, sowie andere in seine Zuständigkeit gewiesenen außerstreitige 
Verfahren), durch Verfertigung öffentlicher U rkunden, durch Verrich­
tung  gewisser Beglaubigungsarbeiten (z. B. Beglaubigung von U nter­
schriften, von Kopien), durch Aufbewahrung von U rkunden und W ert­
gegenständen und durch M itwirkung in den rechtlichen Sachen der an 
ihn sich wendenden Parteien, durch rechtliche Auskünfte den S taa ts­
bürgern und den sozialistischen Organisationen Hilfe leistet.
In  der Ungarischen Volksrepublik besorgen staatliche Notare die 
Aufgaben des öffentlichen Notars. F rüher waren die öffentlichen Notare 
keine staatlichen Angestellten, sie übten aber aufgrund einer seitens des 
S taates gegebenen Erm ächtigung -  ohne A rbeitsverhältnis — ihre 
T ätigkeit aus. Im  Jah re  1049 wurden die Stellungen der öffentlichen 
N otare als staatliche Beam tenstellen organisiert und  gleichzeitig wurden 
die zur Zeit des H orthy-System s errichteten N otar-K am m ern auf­
gehoben.
Die öffentlichen N otare sind bei den Am tsgerichten (städtischen, 
Bezirksgerichten) — womöglich im Amtslokal des Gerichtes — tätig . 
Die zu den Bezirksgerichten von B udapest ernannten öffentlichen Notare 
üben ihre T ätigkeit in einem zentralen Büro un ter dem Namen Büro der 
Staatlichen N otare von Budapest ihre Tätigkeit aus; ilire Zuständigkeit 
erstreckt sich au f das ganze Gebiet der H aup ts tad t. Die zu den Bezirks­
gerichten der IV. und XV., der X V III. und X IX ., der XX . sowie der 
X X I. und X X II. Bezirke von Budapest ernannten  öffentlichen Notare 
gehören ebenfalls zum Büro der S taatlichen N otare von Budapest, aber 
sie üben ihre Tätigkeit bei den genannten Bezirksgerichten aus.
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Die öffentlichen N otare werden vom Justizm in ister e rnann t, die 
Bedingungen der E rnennung sind identisch m it den Bedingungen der 
W ahl zum Berufsrichter.
Die T ätigkeit der öffentlichen N otare w ird vom Präsidenten des 
Am tsgerichtes kontrolliert. Die A rbeit des Büros der S taatlichen N otare 
von B udapest wird vom Präsidenten des H auptstäd tischen  Gerichtes 
von Budapest gelenkt und  er besorgt auch die A ufsicht über seine T ä tig ­
keit.
Der Beschluß des öffentlichen N otars h a t dieselbe R ech tskraft wie 
der Beschluß des Am tsgerichtes und  es kann dagegen ein R echtsm ittel 
eingelegt werden. Aufgrund einer vom öffentlichen N otar verfertigten 
U rkunde kann — in den im Gesetz festgelegten Fällen — auch eine Voll­
streckung vollzogen werden.
Die Vollstreckung der eine m aterielle Verpflichtung feststellenden 
und  einzelnen anderen Gerichtsbeschlüssen wird vom Gerichtsvollstrecker 
durchgeführt. Die Vollstreckung is t der E ndak t der R echtspflegetätig­
keit, wie auch die m inisterielle Begründung des Gesetzes über die Ge­
richte hinweist. Die T ätigkeit des Gerichtsvollstreckers fördert also das 
Geltendm achen der sozialistischen Gesetzlichkeit. Letzten Endes ist 
also das die E rklärung jener Regel, wonach die M aßnahm en des G erichts­
vollstreckers in seiner Zuständigkeit für die S taats-, W irtschafts- und  
gesellschaftlichen Organisationen, sowie fü r die S taatsbürger verpflich­
tend  sind.
Ü ber die Vollstreckung der Gerichtsbeschlüsse müssen im allgemeinen 
die in  erster Instanz vorgegangenen Gerichte sorgen. Dem entsprechend 
sind die Gerichtsvollstrecker bei den Am tsgerichten (städtischen, B e­
zirksgerichten) und bei den K om itatsgerichten (H auptstäd tischem  Ge­
richt) tätig .
Die am Sitz der K om itatsgerichte und die in der H a u p ts ta d t arbei­
tenden Geri d its  Vollstrecker üben ihre T ätigkeit un ter zentralisierten 
O rganisationsrahm en aus. Der am  Sitz der K om itatsgerichte arbeitende 
Gerichtsvollstrecker arbeite t in einem im Rahm en des K om itatsgerichtes 
organisierten K om itatsgerichtsvollstreckerbüro, die G erichtsvollstrecker 
des H auptstäd tischen  Gerichtes und  der Bezirksgerichte in einem im 
Rahm en des H auptstädtischen Gerichtes organisierten Gerichtsvoll- 
streckerbüro in Budapest.
Der G erichtsvollstrecker ist ein Staatsangestellter, den der P räsi­
den t des K om itatsgerichtes (des H auptstädtischen Gerichts) ernennt. 
Die Bedingungen der Ernennung sind: a)  ungarische S taatsbürger­
schaft, b) unbeschränkte Handlungsfähigkeit, c) unbescholtenes Vor­
leben. Der Vollstrecker muß am K om itatsgericlit eine Gerichtevoll­
streckerfachprüfung ablegen.
Der P räsident des Gerichtes leitet und kontrolliert die A rbeit des 
Gerichtsvollstreckers.
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8. Der Gerichtssachverständige
Im  Gerichtsverfahren tre ten  oft Sachverständige auf, die dem Gericht 
zu der eine Fachkenntnis erfordernde Feststellung oder Bewertung einer 
Tatsache (eines Um standes) Hilfe leisten. D er Sachverständige ersetzt 
also den Mangel eines besonderen Fachwissens des Gerichtes.
Die T ätigkeit des Gerichtssachverständigen wird in Straf- und Zivil­
sachen von den G erichtssachverständigeninstituten (Büros) oder von 
den ärztlichen G erichtssachverständigeninstituten der medizinischen 
U niversitäten  bzw. von einem zum Personalstand des Innenm inisteri­
um s gehörenden ständigen Sachverständigen, in einem durch Rechtsnorm  
festgesetzten Fall von dem dazu bestim m ten Organ (In stitu t, In s titu ­
tion, U nternehm en usw.) bzw. von einem im Namensverzeichnis der 
G erichtssachverständigen aufgenommenen sog. bestellten Sachverständi­
gen, wenn das aber unmöglich ist, von einer über entsprechende S ach­
kenntnis verfügenden anderen Person oder einem In s ti tu t  (ad hoc Sach­
verständigen) besorgt.
U nter der A ufsicht des .Justizministers arbeiten die ärztlichen Ge­
richtssachverständigeninstitu te, das .Tustizbuchsachverständigeninstitut 
und  Büros, das Technische G erichtssachverständigeninstitut und die 
L andesanstalt für gerichtliche Chemie. W eitere Sachverständigeninstitu­
tionen sind: das In s titu t für gerichtliche Medizin der medizinischen U ni­
versitäten  und einzelne andere In stitu te , staatliche Organe, wie z. B. 
das K rim inaltechnische In s titu t des Innenm inisterium s (Waffen- und 
M unitionssachverständige, Spursachverständige, Sch riftsach verständi­
gem! ntersuchu ngen, B lutalkoholuntersuchung usw.), die Ungarische 
N ationalbank ( U ntersuchung bezüglich der Fach probleme der Devisen­
bew irtschaftung usw.). Den entsprechenden Fachm inisterien (Minister 
fü r Gesundheitswesen, F inanzm inister usw.) kom m t das R echt der F ach­
aufsicht über die T ätigkeit der Sachverständigen auf den einzelnen Fach­
gebieten zu. In  anderen Bezügen ü b t der .Tustizminister die Aufsicht 
über die Sachverständigentätigkeit aus.
Wenn das G utachten den Erfordernissen n ich t en tsprich t und das 
Fachproblem  auch durch die Bestellung eines anderen Sachverständigen 
n ich t geklärt werden kann, kann das Gericht die Ü berprüfung des Gu­
tachtens verordnen. Zur Ü berprüfung sind berechtigt: die Justizkom m is- 
sion des W issenschaftlichen Rates für Gesundheitswesen, die G ericht­
liche Buchsachverständigenkom m ission, die Gerichtstechnische Sach­
verständigenkomm ission. die Gerichtliche Landw irtschaftliche Sachver­
ständigenkomm ission, die Überprüfungskomm ission der V eterinäruni­
ve rs itä t bzw. ein anderes vom Justizm inister im Einverständnis m it 
dem interessierten M inister und  dem Obersten S taatsanw alt bestelltes 
Organ ( К  örperschaft).
9. Aufsicht und Verwaltung der Gerichte
Die A ufsicht und Verwaltung der Gerichte wird auf höchster Ebene 
durch den Justizm inister besorgt. Diese T ätigkeit ist m it der grundsätz-
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liehen Lenkung der Rechtssprechung der Gerichte, die eine Aufgabe 
des Obersten Gerichtes ist, nicht identisch. Der Zusam m enhang zwischen 
den beiden Aufgaben is t aber offensichtlich: letzten Endes dienen beide 
der erfolgreichen Verwirklichung der Aufgaben der sozialistischen R echts­
pflege.
Der Justizm inister üb t die Oberaufsichtsbefugnis über die allgemeine 
T ätigkeit der Gerichte aus. W eder diese Arbeit, noch die Lenkungs- und 
A ufsichtstätigkeit der G erichtspräsidenten d a rf  das Geltendm achen des 
Grundsatzes der richterlichen U nabhängigkeit verletzten — beton t das 
Gesetz über die Gerichte [§. 56 Abs. (1)]. Bei der A usübung seiner Ober- 
aufsichtsbefugnis bewertet der Justizm inister
— die gesellschaftlichen W irkungen, die sich als Ergebnis der U r­
teilstätigkeit der Gerichte zeigen, er analysiert die gesellschaftlichen 
Ursachen der Rechtsverletzungen und tr iff t oder in itiie rt M aßnahmen 
im  Interesse ihrer Beseitigung;
— er inform iert sich im Interesse der Förderung der E inheit der 
Gerichtspraxis — aber nur aufgrund der schon rechtskräftig  beendeten 
Sachen — über die Gerichtspraxis und er in itiie rt als dessen Ergebnis eine 
entsprechende grundsätzliche Richtungsweisung, bzw. in individuellen 
Sachen eine Gesetzlichkeitsverwahrung gegen die rechtskräftigen Be­
schlüsse beim Präsidenten des Obersten Gerichtes;
— er inform iert die Gerichte über die Feststellungen, die au f der 
U ntersuchung der rechtskräftig  beendeten Sachen beruhen.
Der Justizm inister ü b t die Oberaufsicht über die A rbeit der A rbeits­
gerichte in Einvernehm en m it dem M inister für Arbeitswesen und  dem 
Generalsekretär des Landesrates der Gewerkschaften aus.
Die Verwaltung der Gerichte is t ebenfalls eine Aufgabe, die a u f höch­
s te r  Ebene vom Justizm inister, au f den niedrigeren Ebenen von den 
G erichtspräsidenten besorgt wird.
Bei den Aufgaben der Gerichtsverwaltung sichert der Justizm inister 
vor allem die zur A rbeit der Gerichte notwendigen persönlichen Bedin­
gungen (sorgt für Nachschub der Mitglieder der R ichterkörperschaft, 
für der Nominierung, Einteilung, Ausbildung und W eiterbildung der 
R ichter usw.), sowie für die materiellen Bedingungen, ferner lenkt und  
kontrolliert er auch die T ätigkeit der G erichtspräsidenten.
10. Rolle der Rechtsanwälte und Justitiare in  der Rechtspflege
Die Rechtsanw älte und Ju stitia re  sind sehr wichtige Faktoren  der 
sozialistischen Rechtspflege. Das Gesetz über die Gerichte (§. 9) weist 
im  Zusamm enhang m it dem R echt zur Verteidigung, unm itte lbar und die 
Verfassung [§. 49 Abs. (2)] auf indirekte Weise au f ihre M itw irkung in 
der Rechtspflege hin. Die Erhebung der R echtsanw altschaft a u f Ver­
fassungsebene widerspiegelt jene hohe Bewertung, die die sozialistische 
Auffassung — im Zusamm enhang m it dem Schutz der M enschenrechte 
und  dem Geltendm achen der Gesetzlichkeit — dem R echtsanw alt­
beruf zukommen läßt.
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Die Aufgabe der Rechtsanwälte ist die Rechtshilfe der Parteien, P ri­
vatpersonen und auch sozialistischen Organisationen. Durch Erfüllung 
dieser Aufgabe unterstü tzen  die Rechtsanw älte ind irek t auch die R echts­
anw endungstätigkeit der Gerichte und anderer Behörden.
Das H auptgebiet der Erfüllung der Rechtsanw altfunktionen ist die 
Gerichtsbarkeit: das S trafverfahren und  das Zivilverfahren. Die M it­
wirkung des Rechtsanw altes im »Strafverfahren bedeutet n icht nur die 
Verteidigerrolle des Angeklagten. Der Rechtsanw alt verfährt auch als 
V ertre ter des Verletzten, der P riva tparte i und  anderer Interessierten. 
Auch im  Zivilverfahren ist die M itwirkung des Rechteanwaltes als 
R echtsvertre ter (Erm ächtigter) der Interessierten ein häufiger Fall.
Die Rechtsanw älte üben eine bedeutende T ätigkeit im Interesse 
der Parteien  auch im außergerichtlichen Verfahren, bei anderen Behörden, 
Organen aus, z. B. bei einem Verfahren vor einer Verwaltungsbehörde. 
Aus praktischer »Sicht is t jene Hilfe sehr wichtig, die der R echtsanw alt 
in Form  von rechtlicher Beratung, Inform ation, Abfassung von Ge­
suchen, Verfertigung von Verträgen usw. den S taatsbürgern und ju ris ti­
schen Personen leistet.
Die Organisationsfragen der R echtsanw altschaft, die R echte und 
P flich ten  der Rechtsanw älte werden in der Rechtsanw altsordnung (m it 
dem Erlaß Nr. 22 vom Jah re  1966 m odifizierter Erlaß Nr. 12 vom Jah re  
1958) ausführlich geregelt. Die Rechtsanw altsordnung sprich t jenes 
grundlegendes Erfordernis aus, daß der R echtsanw alt m it gewissen­
hafter A rbeit das Geltendm achen der Rechte der P arte in  unterstü tzen 
muß, aber er d a rf  nicht darin  m itwirken, daß die Bestim mungen des 
Gesetzes um gangen oder hintergangen werden und  m it dem R echt auf 
irgendeine Weise M ißbrauch getrieben wird.
Die sozialistische R eehtsanw altstätigkeit h a t einige grundlegende 
Grundsätze.
Im  weiteren heben wir die wichtigsten hervor.
— Der gesellschaftliche Charakter der Rechtsanwaltorganisation be­
deutet, daß sich die R echtsanw altschaft in gesellschaftliche (nicht 
staatliche) Organisationen m it Autonom ie vereint, die selbst in Fragen 
ihrer T ätigkeit entscheiden;
— der Gemeinschaftscharakter der Rechtsanwaltsarbeit kom m t darin 
zum Ausrduck, daß die Rechtsanw älte in  U ngarn — abgesehen von 
sehr wenigen R echtsanw älten m it P rivatp rax is — ihre Tätigkeit in 
Rechtsanwaltskollegien ausüben. Eine vieljährige E rfahrung erwies, 
daß allein das Kollegiensystem die Bedingungen des hohen Niveaus der 
R echtsanw altstätigkeit, der gründlicheren Fachlichkeit, der gegenseiti­
gen K ritik  und  K ontrolle und  der besseren Einkom m ensverteilung zu 
schaffen vermag;
— die Allgemeinheit der Rechtshilfe des Rechtsanwaltes is t ein G rund­
sa tz  von tiefem dem okratischem  Inhalt. U nter den Verhältnissen des 
Sozialismus ist die Hilfe des Rechtsanwaltes für jeden zugänglich und 
n ich t nur ein Privileg der Vermögenden. Daraus ergibt sich der Satz der 
reien Rechtsanwaltswahl. Die Parte i g ib t dem Rechtsanw altskollegium
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den Auftrag, aber ist -  infolge des V ertrauensm om ents im Zusam m en­
hang m it der Inanspruchnahm e eines Rechtsanw alts -  berechtigt, die 
Besorgung seiner Sache von einem bestim m ten M itglied des R echtsan­
waltskollegiums ausdrücklich zu verlangen. Falls kein solcher W unsch 
vorliegt, bestellt der Leiter des Rechtsanwaltskollegium s den sachwal- 
tenden  Rechtsanw alt.
An der untersten  Stufe des Organisationsaufbaus der R echtsan­
w altschaft s teh t das Rechtsanwaltkollegium. Das ist das un terste  Organ 
der Rechtsanw altautonom ie und  zugleich der unm ittelbare Rahm en 
der Ausübung der praktischen A rbeit der Rechtsanw älte. Das R echtsan­
waltkollegium kann aus mindestens vier und  höchstens zwanzig M itglie­
dern bestehen. An der Spitze des Kollegiums s teh t der von der M itglieds­
versam mlung gewählte und vom Präsidium  der Anw altskam m er be­
s tä tig te  Leiter.
In  den S täd ten  (Gemeinden), wo keine Möglichkeit der Bildung eines 
selbständigen Rechtsanwaltskollegiums vorhanden ist, e rrich tet auf­
grund des Auftrags der Anw altskam m er das in der Nähe der O rtschaft 
tätige  Rechtsanwaltskollegium  eine Expositur des Kollegiums.
Die Selbstverwaltungsorgane der Rechtsanw altschaft m ittlerer 
Stufe sind die AnwaltsJcammern. Die A nw altskam m ern sind nach dem 
Gebietsprinzip organisiert: sie sind in der H a u p ts tad t und  in  den Komi- 
ta ten  tätig . Die Rechtsanw altordnung besagt, daß die Anw altskam m er 
die K örperschaftsinteressen der R echtsanw älte v e rtr itt, für den 
Schutz der A nw altsrechte und  für die Ü berwachung ihrer Pflichten 
sorgt, über die Rechtsanw älte und  R echtsanw altanw ärter eine Diszipli- 
narbefugnis ausübt, in Fragen bezüglich der G erichtsbarkeit sowie der 
Gesetzgebung Stellung nim m t und Vorschläge unterbreite t. Die Organe 
der A nw altskam m er sind die Generalversammlung, das Präsidium , die 
Kontrollkom m ission und der D isziplinarrat.
Das Selbstverwaltungsorgan der ungarischen R echtsanw altschaft 
au f höchster Ebene ist der Zentralrat der Rechtsanwälte. Der R a t besteht 
aus den Präsidenten der Anwaltskam m ern und aus den R echtsanw älten, 
die der Justizm inister von den zum Ratsm itglied gewählten R echtsan­
w älten zum Mitglied bzw. Ersatzm itglied bestim m t hat. Der Z entralra t 
der Rechssanwälte fü h rt einerseites verw altungsartige Aufgaben durch 
(zweitinstanzliches Verfahren in Disziplinarsachen der Anwälte, B eur­
teilung der Berufungen gegen die Beschlüsse des Präsidium s der Kam mer, 
Organisierung und Lenkung der R echtsanw altw eiterbildung usw.), 
andererseits erfüllt er eine beratende Rolle beim Justizm inister und  
nim m t Stellung und m acht Vorschläge in wichtigeren Fragen, die die 
R echtsanw altschaft berühren.
Die Oberaufsicht über die Rechteanw altschaft besorgt der Justiz­
minister (s. Abb. 4). ln  diesem Rechtskreis ü b t der Justizm inister eine 
grundsätzliche Lenkung hinsichtlich der T ätigkeit der Rechteanw älte 
aus und  kontrolliert die Arbeit der Organe der Rechtsanw älte. Die wich­
tigsten M ittel der grundsätzlichen Lenkung sind die sog. ammltspnli- 
tischen Richtlinien, die zuletzt im Jah re  1976 herausgegeben wurden.
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Die geltenden an waltepolitischen Richtlinien gehen aus den Be­
schlüssen des XT. Kongresses der Ungarischen Sozialistischen A rbeiter­
partei bezüglich der Rechtspflege aus und bestim m en für säm tliche 
Organe der R echtsanw altschaft die Aufgaben der V\ eiterentw icklung 
der A rbeit der R echtsanw älte. U nter den Erfordernissen unserer Tage 
bedeutet das in erster Linie, daß der G em einschaftscharakter der Rechts- 
anw altarbeit und  der sozialistische Inhalt der Kollegiumsform w eiter­
entw ickelt, das Niveau der R echtsanw altarbeit und  die dam it zusam m en­
hängenden ethischen Erfordernisse gehoben, von der Erziehung des 
Rechteanwaltnachschubs in sozialistischem Sinn und m it hohem  fach­
lichem und politischem Anspruch gesorgt und die T ätigkeit der 
Rechtsanw älte im öffentlichen Leben erhöht werden muß.
Der Rechteanw altberuf ist in U ngarn eine freie Beschäftigung. 
Seine Ausübung ist natürlich von Organisationsbedingungen (M itglied­
schaft der Anw altskam m er und eines Rechteanwaltkollegiums) sowie 
von persönlichen Bedingungen (ungarische S taatsbürgerschaft, ju ri­
stische Fachprüfung, Straflosigkeit und Unbescholtenheit) abhängig, 
aber im Falle ihres Vorhandenseins führt der Rechtsanw alt schon frei 
und au f unabhängige Weise seine A rbeit aufgrund seiner eigenen inneren 
Überzeugung und der fü r jeden verpflichtenden Rechtsnorm en durch. 
Als spezielle G arantie des freien Berufscharakters der R echtsanw alt­
schaft ist jene zur Sicherung der U nbeeinflußbarkeit berufene Unvercin- 
barkeitsregel aufzufassen, wonach der Rechtsanw alt in keinem A rbeits­
verhältnis stehen kann. Die R echteanw altarbeit kann nur als Lebens­
beruf ausgeübt werden.
Der R echtsanw alt erhält sein H onorar aus den von den Parteien  
zum Rechteanwaltkollegien eingeflossenen Beträgen. Der Arbeitslohn 
des R echtsanw alts ist -  im Rahm en der vom Justizm in ister festgestcll- 
ten  Gebührenordnung -  Gegenstand eines freien Abkommens. Bei der 
Feststellung des Arbeitslohnes sind der Charakter (der Gegenstand) der 
Sache und ihre Bedeutung, die zur Erfüllung des Auftrages notwendige 
Arbeitsmenge, sowie die persönlichen und materiellen U m stände der 
P arte i in B etrach t zu ziehen.
Der Justitiar  h a t ebenfalls die Aufgabe, daß er berufsmäßig ju ri­
stische Hilfe leistet. Verglichen m it der Lage des R echtsanw altes zeigen 
sich aber zwei grundlegende Abweichungen: der Ju s titia r  s teh t immei im 
A rbeitsverhältnis (bei einer Genossenschaft eventuell im M itgliedschafts­
verhältnis) und er vollführt seine Arbeit n icht im Kreise der S taa ts ­
bürger, sondern bei einer sozialistischen Organisation (U nternehm en, 
staatlichen Haushalteorganen, Genossenschaften usw.).
Die Fachbildung des Ju stitia rs  is t dieselbe wie die des R ech tsan­
waltes; er muß dieselbe juristische Fachprüfung ablegen und die B edin­
gungen seiner Ernennung sind m it denen der Aufnahme in die A nw alts­
kam m er identisch. Der Ju s titia r  ist aber n icht Mitglied der A nw alts­
kam m er und er d a rf  sich m it der V ertretung der Interessen von P rivat- 
parteien — m it Ausnahme gewisser Sachen der W erktätigen seines U n te r­
nehmens (seiner Genossenschaft) — nicht befassen.
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Diese entschiedene organisatorische Trennung der beiden ju ris ti­
schen Berufe erfolgte in U ngarn im Jah re  1955. In  ihrer A rbeit zeigen 
sieh -  zwar in n ich t sehr großer Zahl -gew isse  Berührungsflächen (unter 
bestim m ten Bedingungen können z. B. auch R echtsanw älte in Sachen 
der L ntem ehm en, die Ju s titia re  in  denen der W erktätigen verfahren), 
aber diese organisatorische Trennung, deren Grundlage letzten Endes 
die starke E ntfaltung  des sozialistischen Sektors der Volkswirtschaft 
und seine E rstarkung und in diesem Zusam m enhang die ein A rbeits­
verhältnis (M itgliedschaftsverhältnis) erfordernde ständige Beschäfti­
gung ist, ist aber auch weiterhin geblieben.
Tn den letzten Jahren  ist allerdings eine gewisse Annäherung im 
C harakter dei Rechtsanw alt- und Ju s titia ra rb e it au f einem der wichtig­
sten Gebiete ihrer T ätigkeit, in der Rechtspflege eingetreten. Im  Zusam ­
m enhang mit der W eiterentwicklung unseres System s der W irtschafts­
lenkung beseitigte nämlich die schon öfters erw ähnte G erichtsbarkeits­
reform vom Jah re  1972 die w irtschaftlichen Schlichtungskommissionen 
( \  ertragesgerichte) und die gebietlichen Arbeitsschlichtungsausschüsse 
und ihre Sachen wurden vor ein gerichtliches Verfahren gewiesen. D a­
durch wurde einer der H auptorte  der A rbeit der Ju s titia re  auch das 
Gericht, sie selbst wurden -  durch die W irtschaftsprozesse und arbeits- 
rechtlichen Rechtsstreite — zu Ju risten , die in der Rechtspflege regel­
mäßig m itwirken.
Der Ju s titia r  muß ebenso wie der R echtsanw alt, seine Aufgabe so 
ei füllen, daß ei m it seiner T ätigkeit au f seinem A rbeitsgebiet die sozia­
listische Gesetzlichkeit, w iedarauf die Regierungsverordnung Nr. 17/1971 
( I \  . 28.) Korm., die die Grundbestim m ungen bezüglich der Justitia re  
beinhaltet, in erhöhtem  Maße hinweist, fördern muß.
Die Y\a,n\)tfunläionen des Ju s titia rs  sind:
— E r wirkt in der V orbereitung der w irtschaftlichen und anderen 
Entscheidungen aus juristischer Sicht, im Abschluß der Verträge des 
U nternehm ens, in den \ erhandlungen, die eine Auswirkung au f die 
Rechte und  Verpflichtungen des U nternehm ens ausüben, mit;
ei äußert seine Meinung hinsichtlich der durch das Unternehm en 
oder gegen das U nternehm en geltendgem achten Ansprüche;
— er besorgt die R echtsvertretung des Unternehm ens vor den 
Gerichten, Verwaltungsorganen, sowie gegenüber d ritten  Personen;
— er wirkt in der zum Schutz des gesellschaftlichen Eigentum s n o t­
wendigen Tätigkeit juristischer N atur mit;
— er nim m t in der Ausarbeitung der an seinem A rbeitsort vorberei­
teten Rechtsnorm entwürfen und inneren Vorschriften m it rechtlichem 
In h a lt teil;
— er lenkt die Aufmerksamkeit des Leiters des Unternehmens auf 
die von ihm erfahrenen Rechtsverletzungen und unterbreitet Vorschläge 
bezüglich deren Beseitigung.
Der Ju s titia r  spielt eine sehr wichtige Rolle im Schutz der volks­
wirtschaftlichen Interessen, in der Sicherung der Vertrags- und F inanz­
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disziplin, im Geltendm achen der R echte der W erktätigen im Zusam m en­
hang m it dem A rbeitsverhältnis, in der Beschleunigung der B efriedi­
gung ihrer berechtigten Ansprüche, in der Verm eidung der W irtschafts- 
und Arbeitsprozesse nach Möglichkeit, in der Vorbeugung der Gesetzver­
letzungen, in der rechtlichen U nterstü tzung der U ngestörtheit und des 
Erfolges der w irtschaftlichen A ufbauarbeit.
Zur Erfüllung seiner Aufgaben und zur Besorgung seiner A rbeit 
leistet ihm  der Rechtsreferent eine Hilfe, der u n te r seiner L eitung und  
K ontrolle arbeitet. Im  Falle der Beschäftigung m ehrerer Ju s titia re  a r­
beite t der eine als leitender Ju s titia r .
Der Ju s titia r  besorgt die V ertretungsbefugnis ohne besondere E r­
m ächtigung aufgrund seines A rbeitsverhältnisses (Genossenschaftsm it­
gliedsverhältnisses) als E rm ächtig ter des U nternehm ens (der Genossen­
schaft), dessen Angestellter (Mitglied) er ist.
M it vorangehender Zustim m ung des Leiters des U nternehm ens (der 
Genossenschaft) kann der Ju s titia r  auch die Prozeß Vertretung des 
W erktätigen (Mitglieds) des U nternehm ens (der Genossenschaft) be­
sorgen in  einer solchen Sache im Zusamm enhang m it dem A rbeitever­
hältnis (Mitgliedsverhältnis), in der kein Interessengegensatz zwischen 
dem U nternehm en (der Genossenschaft) und  dem W erktätigen besteht.
Die V ertretung der fachlichen Interessen der Ju s titia re  der U n ter­
nehmen und der Genossenschaften ist die Aufgabe des Ungarischen 
Juristenvereins, in dessen Rahm en besondere U nternehm ensjuristen- 
abteilung und G enossenschaftsjuristenabteilung funktionieren.
11. Zusammenarbeit der Gerichte m it den örtlichen Räten und den 
gesellschaftlichen Organen
Der U m stand, daß das Gericht — wie wir darau f schon einleitend 
hingewiesen haben — ein besonderes Organ im  sozialistischen S taa ts­
mechanismus ist, bedeutet keinesfalls die Isolierung des Gerichtes von 
den anderen Staatsorganen und  gesellschaftlichen Organen. Im  Gegen­
teil, das Gericht s teh t im  sozialistischen S taa t in einer sehr engen Ver­
bindung m it anderen Behörden und Organisationen.
In  U ngarn h a t diese Verbindung einen institutioneilen — durch 
Rechtsnorm  geregelten — C harakter sowohl in organisationeller, wie auch 
in  funktioneller Beziehung und nim m t verschiedene Form en auf.
Von diesen Verbindungen des Gerichtes lenkt vor allem die Zusam ­
menwirkung m it den Räten die A ufm erksam keit au f sich. Die Rolle der 
zuständigen R äte  in der Rechtspflege zeigt sich schon organisatorisch 
bei der Bildung der Gerichte durch die W ahl der Volksschöffen der A m ts­
gerichte, der K om itatsgerichte und der Arbeitsgerichte alle fün f Jahre . Die 
örtlichen R äte  haben von den W erktätigen der auf ihrem  Gebiet tätigen  
U nternehm en, Produktionsgenossenschaften, S taatsgü ter und In s titu te  
bei der letzten  W ahl (in 1973) etw a 11 500 Volksschöffen gewählt.
Es kom m t dem R a t auch das R echt zu, den Volksschöffen in be­
gründetem  Fall — au f Vorschlag des Justizm inisters — aus seinem A m t zu­
rückzuberufen.
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Im  Rahm en der funktionellen V erbindung inform iert das Gericht 
entsprechend der Bestim mung des Ratsgesetzes [Gesetz T. vom Jah re  
H)71 §. 2(5 Abs. (1)] den R at oder das E xekutivkom itee über die E rfah­
rungen seiner eigenen Tätigkeit. Diese „In form ation” -  dem Wesen 
nach ein Bericht -  sprich t n icht nur von der A rbeit der von den R äten 
gewählten Volkschöffen, sondern um faß t auch die T ätigkeit der Berufs­
richter. Diese Berichte dienen -  neben den ähnlichen Berichten der 
Organe der S taatsanw altschaft — als wertvolle Inform ationen für den 
betreffenden örtlichen R a t hinsichtlich der Lage au f den wichtigsten 
Gebieten der Rechtspflege und einzelner zeitgem äßer Rechtssprechungs­
fragen (z. B. Schutz des gesellschaftlichen Eigentum s, Gesetzlichkeit der 
\  erwaltungsbeschlüsse, I  rteilspraxis in W ohnungsprozessen usw.).
Die Zusam m enarbeit der Gerichte m it den Оewerlcschaftcn weist eben­
falls organisatorische und  auch funktionelle Züge auf. Das R echt der 
K andidierung vor der \\ ahl der Volksschöffen des Arbeitsgerichtes sowie 
der Pädagogen-Volksschöffen der delegierten K am m er des in S tra f­
sachen der Jugendlichen vorgehenden Gerichtes kom m t dem nach Sitz 
des Gerichtes zuständigen Gew erkschaftsrat der K om itate (der H aupt­
s tad t) zu.
Die Gewerkschaften haben ein ausgedehntes M itw irkungsrecht im 
Gerichtsverfahren. Das Arbeitsgesetzbuch [§.15 Abs.'(2)] berechtigt die 
Gewerkschaft, den W erktätigen in Fragen, die seine Lebens- und A r­
beitsbedingungen berühren, vor dem Gericht zu vertreten und in den 
Fragen, die das A rbeitsverhältnis berühren, im Interesse des W erk­
tätigen — in seinem Namen und  se inersta tt — auch ohne besondere 
Erm ächtigung zu verfahren. (Aufgrund einer Erm ächtigung kann die 
Gewerkschaft übrigens in jedem Prozeß ihres Mitglieds verfahren.) Die 
hochbedeutenden M aßnahmen der Regierung und des Landesrates der 
Gewerkschaften über die Aufstellung des Rechtshilfedienstes der Ge­
werkschaften förderten das wirksam ere Geltendm achen dieses Befug- 
nisses der Gewerkschaften und  der Zielsetzungen bezüglich des Rechts­
schutzes der W erktätigen [Beschluß des M inisterrates Nr. 2031/1074. 
(V III. 18.) Mt. h. und die Richtlinie des Landesrates der Gewerkschaften, 
herausgegeben in Einvernehm en m it dem M inister für Arbeitswesen und 
dem Justizm inister Nr. 1/1076. (III. 27.) SZOT],
Die Teilnahme des G eneralsekretärs des Landesrates der Gewerk­
schaften bzw. seines Vertreters am Plenum bzw. an der Sitzung des 
Arbeitskollegiums des Obersten Gerichtes sichert an der höchsten Ebene 
die K ontinuität der \  erbindung zwischen den Gewerkschaften und der 
Rechtspflege und fördert die gegenseitige Inform ation.
Auch die Patriotische Volksfront spielt eine bedeutende Rolle bei 
den Beziehungen der Gerichte. Ein Gesetz weist darau f unm itte lbar nur 
bezüglich der Volksschöffen des Obersten Gerichtes hin, für deren Wahl 
der L andesrat der Patriotischen Volksfront dem P räsid ialrat der Volks­
republik den Kandidierungsvorschlag un terb reite t [Gesetz über die 
Gerichte §. 73 Abs. (4)]. Die Beziehung der Patriotischen Volksfront
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m it den Gerichten is t aber viel ausgedehnter, als dieses gesetzlich ge­
sichertes K andidierungsrecht.
M it H insicht au f jene enge, tägliche Zusam m enarbeit, die sich in 
der Beziehung der Patriotischen Volksfront und der R äte untereinander 
offenbart, nehmen die K örperschaften der Patriotischen Volksfront ge­
mäß der ausgebildeten Praxis an dem der Wahl der Volksschöffen durch 
den R a t vorangehenden vorbereitenden Verfahren teil. Diese Teilnahm e 
besteht darin, daß die zur W ahl befugten R äte das Namens Verzeichnis 
der zum Volksschöffenamt vorgeschlagenen K andidaten  — zwecks 
M einungsäußerung — im allgemeinen dem entsprechenden Gebiets­
komitee (Präsidium ) der Patriotischen Volksfront unterbreiten . Dieses 
Verfahren sichert eine Inform ation über die Meinung der breitesten 
Kreise der Bevölkerung über die zum Volksschöffenamt vorgeschlage­
nen W erktätigen. F ü r die Vorbereitung eines Ratsbeschlusses bezüglich 
der Rückberufung eines Volksschöffen ist dieselbe Methode maßgebend.
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ТЕОРЕТИЧЕСКИЕ И ОРГАНИЗАЦИОННЫЕ ОСНОВЫ ПРАВОСУДИЯ
В ВЕНГРИИ
„ д-р ЛАСЛО НЕВАИ
11рофессор, зав. кафедрой гражданского процессуального права
(Резюме)
В первой части труда освещаются задачи социалистического правосудия и 
основная направленность развития венгерского судоустройства.
Во второй части труда автор излагает с у т ь  к о н с т и т у ц и о н н ы х  основных прин­
ципов венгерского правосудия, затем в отдельности анализирует следующие основ­
ные принципы: исключительность правосудия; единство правосудия; участие народа 
в  правосудии; избрание судей; независимость судей; гласность, у с т н о с т ь , непосред­
ственность судебного разбирательства; право на обжалование судебных решений; 
обеспечение пользования родным языком; право на защиту п представительство 
сторон.
В третьей части труда показывается судебная система Венгерской Народной 
Республики, характеризуются виды с у д о в  и  дается обзор о деятельности отдельных 
организаций, связанных с правосудием (нотариат, бюро судебных экспертов, адвока­
тура и т.п.).
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THE THEORETICAL AND ORGANIZATIONAL BASES OF ADMINISTRATION 
OF JUSTICE IN HUNGARY
by
D R. LÄSZLÖ N ÉV A I
Professor, H ead of Civil Procedure Law D epartm ent 
(SUMMARY)
The firs t p a rt of the trea tise  presents the  tasks of the socialist adm inistration  of 
ju stice  and th e  m ain trend  of developm ent in th e  H ungarian  judicial organization.
In  the second p a r t o f the trea tise  the au tho r expounds the essence of the constitu ­
tional basic principles o f th e  H ungarian  adm in istra tion  o f justice, and analyses each of 
th e  following basic principles: the exclusiveness of adm inistra tion  of justice by court, 
un ity  o f adm in is tra tion  o f justice , collective ju risd iction , th e  people’s partic ipation  in 
adm in istra tion  of justice, election of judges, independence of the judge, publicity, verbali- 
ty , directness, r igh t to  rem edy, safeguarding the use of th e  m other tongue, righ t to  defence 
and representation .
The th ird  p a r t o f th e  trea tise  outlines th e  judicial system  of the  H ungarian  People’s 
R epublic, analyses the k inds o f courts and the ac tiv ity  o f some organizations linked w ith 
adm in istra tion  o f justice (no tary ’s office, expert’s office, law yers’ co-operatives etc.).
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